
2019 war geprägt von Skan-
dalen, Wahlen und endet 
mit der Gewissheit, dass 
der ohnehin schwache 
Wirtschaftsaufschwung 
an sein Ende kommt. 
Oder haben Sie ein deut-
liches Plus im Börsel ge-
habt? Wahrscheinlich 
nicht, außer Sie besitzen 
große Immobilien und 
Aktienpakete. 2020 ver-
spricht, noch mieser zu 
werden.

Die Krise der Auto-
industrie wirft lan-
ge Schatten nach Ös-
terreich: hier hängt im-
merhin jeder 9. Job an 
ihr. Schon wird in Teilen 
von Industrie und Ban-
ken über Personalabbau 

und Schließungen spe-
kuliert. Bei der AUA wa-
ckeln hunderte Jobs. Die 
Unternehmen setzen den 
Beschäftigten das Mes-
ser an die Brust und for-
dern mehr Arbeit für 
weniger Geld. Das Ge-
setz zum 12-Stunden-Tag 
war hier nur der Anfang. 

Der Vorsatz der alten wie 
neuen Bundesregierung 
für 2020: die heimische 
Wirtschaft krisenfit zu 
machen. Wirtschafts-
kammer und Industri-
ellenvereinigung haben 
schon eine Wunschlis-
te an die neue Regie-
rung formuliert und die-
se wird große Teile auch 
umsetzen. Es wird also 
auch weiterhin der Rot-
stift im Gesundheits-, 
Sozial- und Bildungswe-
sen sowie bei Pensionen 
und Mindestsicherung 
angesetzt werden. Klei-
nere Zuckerln an einzel-
ne Bevölkerungsgruppen 
werden am Gesamttrend 
hier nichts ändern.

Und dieser Trend zeigt sich 
auch in den Betrieben: 
Die Abschlüsse der letz-
ten Wochen im Handel, 
im Metallbereich und im 
Öffentlichen Dienst sind 
auch alles andere als üp-
pig. Sie liegen zwar über 
der offiziellen Inflations-
rate, doch v.a. angesichts 

der steigenden Wohnkos-
ten bedeuten sie in der 
Regel ein weiteres Ab-
sinken der realen Ein-
kommen, die 2010-17 be-
reits um 0,1% gefallen 
sind. Wenn die Gewerk-
schaft diese Abschlüs-
se als „Erfolg“ verkauft, 
dann liegt sie meilenweit 

neben den Wünschen und 
Notwendigkeiten der Be-
schäftigten! Weder die 
neue Regierung, noch das 
Christkind werden ma-
chen, was nötig ist: näm-
lich Milliarden von Un-
ternehmen und Super-
reichen zu nehmen und 
es für höhere Löhne und 
Pensionen, für mehr Per-
sonal im Spital, für mehr 
Geld für Bildung und 
Umwelt zu verwenden. 
Das müssen wir schon 
selbst erkämpfen! 

Sonja Grusch

 Die SLP fordert:
 F Schluss mit Appellen 
an die Regierung: 
Die Gewerkschaft 
muss Widerstand von 
unten organisieren!

 F Für einen echten 
Kurswechsel:  
Hin zu kämpferischen 
und demokratischen 
Gewerkschaften!
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SPÖ: Tausch ist keine Lösung
Eine gefühlte Ewigkeit diskutiert die SPÖ den 
Vorsitz - doch die Probleme bleiben die glei-
chen. Die SPÖ hat durch ihre Verbürgerlichung 
die Verbindung zu normalen Menschen ge-
kappt und verloren. Darum spielt es keine Rol-
le, wer die Partei anführt. Denn die Politik der 
SPÖ orientiert sich seit Jahrzehnten an den In-
teressen der Wirtschaft.                                   Seite  2 

Sozialist*innen vs. Amazon!
Kshama Sawant von Socialist Alternative gewann 
im Herbst den Wiedereinzug in den Stadtrat 
von Seattle/USA. Das Ergebnis ist ein Erfolg für 
Sozialist*innen auf der ganzen Welt: Mit 51,8% 
der Stimmen setzten Kshama und Socialist Al-
ternative sich gegen den von Konzernen wie 
Amazon gesponsorten Gegenkandidaten Egan 
Orion durch.                   Seite   12

Schwerpunkt
Viele Bereiche sind vom 

„Staat“ betroffen, die De-
batte über Rückzug oder 
Ausbau alt. Es geht aber 
nicht um mehr oder weni-
ger Staat, sondern in wes-
sen Interesse dieser han-
delt.                           Seiten 7-10

Die Regierung soll die Wirtschaft 
krisenfit machen – und zwar auf 
unsere Kosten. Das braucht Widerstand!

CWI
CIT

Normalpreis € 1,–
Solipreis € 2,– Die sozialistische Zeitung seit 1983  12.19/

  01.20Nr. 283 | 

Streikfähig statt 
streichfähig!



2 Nr. 283 | 12.19/01.2020Innenpolitik
Von Sonja Grusch Die Che-
mie stimmt zwischen ÖVP 
und Grün, vorbei ist die Zeit 
von „Haschtrafiken“ gegen 

„Schnöseltruppe“. Ob die Ko-
alition zustande kommt, ist zu 
Redaktionsschluss offen. Klar 
ist aber: Die Grünen sind be-

reit, sich weit aus dem Fenster zu lehnen. Der erwei-
terte Bundesvorstand hat die Aufnahme von Koaliti-
onsverhandlungen einstimmig abgesegnet. Die nö-
tige Zustimmung einer Bundeskonferenz ist wahr-
scheinlich.

Längst vorbei sind die Zeiten, als sich die Grünen 
als v.a. außerparlamentarische Aktivist*innen sa-
hen. Tief verankert ist die Orientierung auf Mandate 
und damit auch auf eine Regierungsbeteiligung. Wie 
weit die Grünen für ein paar Ministerposten und ei-
nen grünen Anstrich von Kürzungsmaßnahmen be-
reit sind zu gehen, wird ein eventueller Koalitions-
pakt zeigen. Sie werden wie die SPÖ vor ihnen aus 

gesamtstaatlichem Interesse die Umverteilung von 
unten nach oben mittragen. Kleinere Verbesserun-
gen werden am großen Ganzen nichts ändern.

Bei Wähler*innen und Aktivist*innen wird es bei-
des geben: Jene, die das endgültige Ankommen im 
Establishment begrüßen und mittragen und jene, 
die sich verraten fühlen. Bei Letzteren werden viele 
weitermachen, wie auch die Linken in der SPÖ im-
mer wieder weitermachen und weiterwählen, egal 
was die Partei macht, egal wie sehr ihre linken Kor-
rekturversuche verpuffen. Das Argument des klei-
neren Übels ist tief verinnerlicht. Andere werden 
sich frustriert zurückziehen, andere oder gar nicht 
mehr wählen. Oder den besseren Weg gehen: Sich 
am Aufbau einer echten linken Alternative beteili-
gen. Eines kann man nämlich, und das auch ohne 
Glaskugel, vorhersagen: Entschlossener Widerstand 
gegen die Versuche der kommenden Regierung, den 
Wirtschaftsstandort Österreich auf Kosten von Be-
schäftigten und Sozialstaat fit zu machen, wird nö-
tig sein und ist gleichzeitig ein wichtiger Ansatz für 
genau so eine Alternative.

Für Jüngere mag die De-
batte um „Erneuerung“ 
neu sein. Für alle anderen 
ist es dieselbe, seit Jahren 
aufgewärmte, lauwarme 

„Packerlsuppe“. Die eige-
ne Regierungspolitik wird 
nicht infrage gestellt, es 
geht nur um unterschied-
liche Marketing-Konzep-
te. Da passt es auch, dass 
mit Max Lercher eine der 
neuen (alten) Hoffnun-
gen aus dem Marketing 
kommt.

In Großbritannien po-
larisiert der Labour-Vor-

sitzende Corbyn seit ei-
nigen Jahren. Er spricht 
von Vergesellschaftung, 
vom Brechen der Kapi-
tal- und Profitlogik und 
will die Lebensinteressen 
der Menschen wieder in 
den Vordergrund stellen. 
Während Corbyn um die 
Partei kämpft (zu wenig, 
aber doch), packeln „SPÖ 
Linke“ wie Julia Herr mit 
den Neos, stellen aber nie-
mals die Machtfrage und 
werden damit zum ewigen 
Feigenblatt und Hindernis 
für Alternativen.

SPÖ: Und sie dreht 
sich doch nicht!

Statt fruchtloses Warten:
Neue Partei nötig 

Sebastian & Werner:
Best Friends?
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Der Zustand der SPÖ gibt 
keinen Anlass zur Hoff-
nung auf eine Linksent-
wicklung wie etwa in 
England. Auch die Anzei-
chen auf eine Opposition 
aus den Gewerkschaften 
heraus sind schwach. Vie-
le wählen „noch ein letztes 
Mal“ SPÖ oder auch Grün, 
um „Schlimmeres zu ver-
hindern“. Und trotzdem 
ist es schlimmer gewor-
den. Es ist dringend nö-
tig, endlich mit der Logik 

„des kleineren Übels“ zu 
brechen und den Partei-

en des Establishments, zu 
dem auch die Grünen ge-
hören, den Rücken zuzu-
kehren. Die Ansatzpunk-
te für was Neues sind noch 
schwach. Der Wunsch 
nach einer Alternative 
aber ist groß. Und die Not-
wendigkeit angesichts von 
Klimawandel und der vor 
der Tür stehenden neu-
en Wirtschaftskrise riesig. 
Mehr denn je gilt das Zi-
tat Erich Frieds: Wer will, 
dass die Welt bleibt wie sie 
ist, der will nicht, dass sie 
bleibt.

Nach der Vorsitzenden-
Debatte ist vor der Vor-
sitzenden-Debatte. Oh-
ne große Überraschung 
hat die SPÖ auch in der 

Steiermark die nächs-
te herbe Niederlage ein-
gefahren und ist auf 23% 
abgesackt. Das ist das 3. 
Bundesland neben Ober-
österreich und Salzburg, 
in dem sie in den letzten 
20 Jahren rund die Hälf-
te der Stimmen verloren 
hat. Dabei ist egal, ob sie 
in der Regierung oder in 
der Opposition ist oder 
ob eine ÖVP/FPÖ Regie-
rung massiv Umvertei-

lung und Politik für die 
Reichen und Privilegier-
ten betrieben hat.

Denn die SPÖ hat mit 
ihrer „mit uns wird es 

langsamer schlechter“-
Politik keine Alternative 
anzubieten. Die SPÖ hat 
spätestens in den 1980er 
Jahren in der Debatte 
über die Staatsschulden 
ihren Reformanspruch 
aufgegeben. Sie ist immer 
mehr zur „normalen“ 
bürgerlichen Partei ge-
worden. Ihren einzigen 
Nutzen sieht sie selbst 
darin, den sozialen Frie-
den in Österreich letzt-

lich auf dem Rücken der 
Beschäftigten mit Hilfe 
der Gewerkschaften zu 
wahren. Insofern unter-
scheidet sie sich auch von 
anderen Parteien.

Mit der Oppositions-
rolle kommt sie deswe-
gen so schlecht voran, 
weil sie zur „Versorgung“ 
ihrer verbliebenen Basis 
regieren muss. In Wien 
wählen viele Bedienste-
te der Gemeinde noch die 
SPÖ, um sich vor Ver-
änderungen durch Blau/
S c h w a r z / P i n k / G r ü n 
usw. zu schützen. Diese 
Basis bröckelt aber auch 
durch die vielen Nieder-
lagen ab. Trotz der vie-
len Reformdebatten ist 
in Wirklichkeit weit und 
breit keine in Sicht. Die 
neue Alternative müssen 
wir selber sein!

Albert Kropf

Sich an Rendi-Wagner abzuputzen 
ist einfach. Doch das Problem 
der SPÖ ist die SPÖ selbst!

Ene, mene Muh - raus bist Du!
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Im Wiener Budget wird 
festgehalten, wie viel 
Geld die Stadt übers Jahr 
einnimmt und wie sie es 
ausgeben will. Es geht um 

Gehälter für Gemeinde-
bedienstete, die Finan-
zierung von Öffis und 
Schulen sowie Kranken-
häusern – und Förderun-
gen für Unternehmen.

Seit 2012 gilt in der EU 
der Fiskalpakt. Mit ihm 
haben sich alle EU-Mit-
gliedsländer – auch Ös-
terreich damals unter ei-
nem SPÖ Kanzler – zur 
Einführung einer Schul-
denbremse verpflich-
tet. Umgesetzt wird sie 
durch den Stabilitätspakt 

zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden. Die Lan-
desregierung unter SPÖ 
und Grün akzeptiert die 
Schuldenbremse quasi als 

Naturgesetz anstatt sich 
zu weigern, diese umzu-
setzen.

Im Ergebnis werden die 
öffentlichen Dienstleis-
tungen in einen Würge-
griff genommen. So in-
vestiert Wien zwar in 
prestigeträchtige Groß-
projekte wie zum Beispiel 
neue U-Bahnlinien (und 
beschert der Bauindust-
rie damit Profite), aber die 
Infrastruktur in Schu-
len, Krankenhäusern und 
auch Öffis pfeift oft aus 

dem letzten Loch, Perso-
nalnot breitet sich aus.

Auch die Stadt Wien 
spart, obwohl Finanz-
stadtrat Peter Hanke be-

hauptet „dass es zu kei-
nen Kürzungen kommt“. 
Doch Kürzungen pas-
sieren zum Beispiel da-
durch, dass Stellen nicht 
nachbesetzt werden. Das 
gibt die Stadt Wien indi-
rekt zu, wenn sie behaup-
tet: „Durch die Digitali-
sierung der Verwaltung 
schaffen es die Wiener 
Beamten und Beamtin-
nen, die schnell wach-
sende Stadt mit dem sel-
ben Personalstand zu ko-
ordinieren.“

Dennoch versucht die 
Wiener Stadtpolitik, zu 
offensichtliche Einspa-
rungen derzeit zu ver-
meiden. Die Wahlen 2020 
stehen vor der Tür. Un-
ter anderem werden Re-
serven von 400 Millionen 
Euro aufgelöst, um Löcher 
zu stopfen. Die SPÖ sagt, 
es seien keine Kürzun-
gen nötig, weil die Wirt-
schaft brumme. Doch die 
Wirtschaft stockt bereits, 
ein neuer Wirtschaftsein-
bruch steht bevor. Dann 
wird der Sparstift noch 
offensiver angesetzt wer-
den. Leider fahren die Ge-
werkschaften einen Ku-
schelkurs mit der SPÖ. 
Das Gegenteil ist nötig. Es 
muss dringend mit dem 
Aufbau einer Bewegung 
gegen die Einsparungen 
begonnen werden. 

Chris Bunke

Am 23. Oktober zog Phi-
lippa Strache als „wil-
de Abgeordnete“ ins 
Parlament ein. Ehe-
mann H.C. begründet 
ihren FPÖ-Rauswurf 
mit Frauenfeindlich-
keit seitens der „neu-
en Führungsriege“. Er 
gab sich als „der starke 
Mann im Hintergrund“, 
der ihr durch seinen 
Rücktritt die Möglich-
keit einer politischen 
Karriere eröffnet. Das 
reaktionäre Frauen-
bild der FPÖ teilen die 
Straches allerdings. Er 
spricht von ihr als „lo-
yaler Ehefrau“ und sie 
betont „Ich hätte es nie 
für mich gemacht.“

Dennoch lässt sich 
Philippa Strache nicht 
auf das Bild der Mari-
onette reduzieren: Be-
reits mit 18 Jahren ar-
beitete sie im Parla-
ment für Josef Cap 
(SPÖ). 2012-16 war sie 
Geschäftsführerin und 
Mitinhaberin im Ver-
mögens- und Bausek-
tor rund um den An-
walt und Fußball-Be-
rater Skender Fani, der 
in einen Steuerhinter-
ziehungs-Skandal ver-
wickelt war. Kurzzeitig 
war sie als Pressespre-
cherin für den gewerk-
s c h a f t sfe i nd l ic he n, 
wirtschaftsl iberalen 
Multimilliardär Stro-
nach tätig - eine Ver-
bindung, die H.C. nun 
nutzt. Wenig später be-
gann sie ihre Karrie-
re als Moderatorin bei 
„Oe24“ und „FPÖ-TV“. 
Ab 2018 war sie Tier-
schutzbeauftragte der 
FPÖ. Im selben Jahr 
sprach sie sich für ein 
Kopftuchverbot aus.

Sie ist eine Verfech-
terin des Neoliberalis-
mus und behauptete, 
der 12-Stunden Tag sei 
„ein Modell, das grö-
ßere Freizeitblöcke er-
möglicht“. Es besteht 
kein Zweifel, dass Phi-
lippa Strache Politik 
für eine kleine, reiche 
Elite machen will. Ei-
ne Elite, der sie selbst 
angehört und deren 
Spielregeln sie längst 
befolgt, wie die Spe-
senaffäre überdeutlich 
gemacht hat.

Sarah Lammer

Der rechte Rand

Der Krankenanstaltsver-
bund KAV steckt in der 
Krise. Während 19 Milli-
onen Euro für Beratungs-
verträge ausgegeben wer-
den, fehlen laut Betriebs-
ratsangaben allein im 
AKH 300 Planstellen. Pfle-
gekräfte werden nach un-
gleichen Gehaltsschemas 
bezahlt. Instandhaltun-
gen werden verschleppt, 
Betten abgebaut, die War-
tezeiten sind enorm. Wie-
derholt demonstrierten 
Pleger*nnen gegen die 
Landesregierung.

300.000 Menschen sind in 
Wien nicht gut an die Öf-
fis angebunden, schreibt 
die AK. Das betrifft vor 
Allem die Außenbezir-
ke. Bis 2035 werden hier 
180.000 Menschen zu-
sätzlich wohnen. Doch 
die Stadt verschleppt 
den nötigen Ausbau von 
Bahn- und Busverbin-
dungen. Die AK fordert 
37 zusätzliche Straßen-
bahnkilometer. U-Bah-
nen sollen bald fahrerlos 
fahren, um Personal zu 
sparen.

Wiener Klimaschutz? Wien 
stellt im neuen Budget För-
dermittel für klimafreund-
liche Wohnsanierungen be-
reit. Unter anderem gibt es 
für Mieter*innen 1.500 Euro 
für Beschattungsmaßnah-
men. Das sind Wahlzuckerl, 
die nach 2020 wieder ver-
schwinden können. Wirt-
schaftsinteressen wie der 
Wiener Flughafen werden 
ausgespart, die dritte Pis-
te wird gebaut. Ein Nullta-
rif auf allen Öffis wäre ei-
ne echte Klimaschutzmaß-
nahme!

Alternativer Plan nötig. Be-
schäftigte, Nutzer*innen 
und Betriebsräte müssen 
eine Diskussion darüber 
starten, welche Dienst-
leistungen wir in Wien 
brauchen und wie wir 
sie kriegen. Missstände 
dürfen nicht verheim-
licht werden. Die Schul-
denbremse gehört ab-
geschafft, und eine aus-
reichende Finanzierung 
muss mit Protesten und 
Streiks gegen die Lan-
desregierung erkämpft 
werden.

Realität: Armut, Mangel, Missstände

Die Wiener Stadtregierung verspricht für 2020 ein 
„ausgeglichenes“ Budget ohne Kürzungen. Ein Märchen.

Wien und die Schuldenbremse!
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Eine Gewerkschaft ist ein 
Zusammenschluss von 
Arbeiter*innen, die ge-
meinsam ihre Interes-
sen erkämpfen wollen. Sie 

steht für das Klassenin-
teresse ein. Das macht sie 
zu einer einzigartigen Or-
ganisation: Nur sie kann 
bewusst mit Streik und 
Massenaktion das wirt-
schaftliche und gesell-
schaftliche Leben lahm 
legen. Der Druck, den sie 
darüber aufbauen kann, 
ist theoretisch gigantisch. 
Das unterscheidet sie von 
Organisationen wie zB 

Greenpeace und soge-
nannten NGOs (Nicht-Re-
gierungsorganisationen), 
die auf Mittel wie Lobby-
ing, Medienkampagnen 

etc. alleine angewiesen 
sind, um ihre Ziele zu er-
reichen.

In der Praxis überneh-
men ÖGB und Fachge-
werkschaften aber im-
mer mehr die Strategien 
von NGOs. So versuchen 
sie ohne die Mobilisie-
rung ihrer Mitglieder aus-
zukommen, die, wenn sie 
einmal wirklich in Aktion 

sind, schwerer zu kontrol-
lieren und unberechen-
bar sind. So eine Eigendy-
namik stellt aber schnell 
die „Institution der Sozi-
alpartnerschaft“ in Fra-
ge, die die Führung ver-
innerlicht hat. Gerade an-
gesichts der neuen Krise 
stößt manch eine umge-
setzte Forderung an die 
Systemgrenze. Lohnerhö-
hungen und Joberhalt bei 
einbrechenden Umsätzen 
gehen sich für die Konzer-
ne nicht aus, sind für uns 
aber notwendig. Gewerk-
schaften müssen sich ge-
rade jetzt mit dem Kapi-
talismus anlegen, nicht 
sozialpartnerschaftliche 
Kompromisse suchen. Wir 
brauchen keine NGO, wir 
brauchen eine Kampfor-
ganisation!

Till Ruster

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Lobby für Arbeiter*innen?

Workers for Future haben 
eine Broschüre herausge-
geben, den „Klima-Werk-
zeugkoffer für den Betrieb“. 
Darin gibt es auch konkre-
te Aktionsvorschläge, et-
wa Workshops im Betrieb, 
um Forderungen zu disku-
tieren. Nun muss die Ge-
werkschaft, die die Initia-
tive von Kolleg*innen un-
terstützt, vom Druck von 
Broschüren zum Druck auf 
die Unternehmen über-
gehen und die Klimast-
reiks durch echte, gewerk-
schaftliche Streikaufrufe 
unterstützen.

Die Personalvertretungs-
wahl im Öffentlichen 
Dienst bringt wenig Ver-
änderung. Aber im Ver-
kehrsministerium hat die 
rechte FPÖ-Fraktion AUF 
(„Aktionsgemeinschaft 
Unabhängiger und Frei-
heitlicher“), die bislang 
v.a. in der Polizei stark 
war, auf Anhieb beim 
ersten Antritt die Frakti-
on christlicher Gewerk-
schafter (FCG) überholt 
und zieht mit 2 Manda-
ten in den Dienststellen-
ausschuss ein. Die AUF-
Gruppe im Verkehrsmi-

nisterium wurde unter 
starker Beteiligung aus 
dem Ministerbüro ge-
gründet. Das spiegelt den 

„Vol k sgemei n sch a f t s“-
Zugang der Rechtsext-
remen. Doch viel mehr 
noch ist das als ein Ver-
such der FPÖ zu sehen, 
sich angesichts von Ver-
lusten in Folge von Ibi-
za & Co zu formieren. 
Etabliert bereits durch 
Schwarz-Blau 1 gibt es 
viele Blaue im Verkehrs-
ministerium. Das reicht 
von Beschäftigten, die 
von der Sozialdemokratie 

als Beschäftigte verges-
sen und verraten wurden 
und eine Alternative su-
chen, bis zu ideologisch 
gefestigten und akti-
ven Rechtsextremen, die 
auch medial mit braunen 
Rülpsern bekannt wur-
den. Sie brauchten bloß 
abgeholt zu werden. Für 
die Versorgung und Si-
cherung von Posten ist 
es hilfreich, in der Per-
sonalvertretung stark zu 
sein, den normalen Be-
schäftigten wird eine 
starke AUF aber nichts 
bringen.

Im Oktober und November 
gab es im Handel Betriebs-
rätekonferenzen und so-
gar Betriebsversammlun-
gen. Die Gewerkschaft gab 
sich kämpferisch. Doch 
anstatt die für den Handel 
so wichtige Weihnachts-
zeit zu nutzen, um hier mit 
Kampfmaßnahmen echten 
Druck aufzubauen, wurde 
noch rechtzeitig davor ein 
Abschluss unterschrieben. 
Ob die Kolleg*innen mit 
dem Deal, der  gerade mal 
die Inflation abdeckt, zu-
frieden sind, wurde nicht 
gefragt.

Eine Gewerkschaft braucht 
Klassenmobilisierung - nicht (nur) 
durchgestylte Medienkonzepte.

Whose Side Are 
You On?
Die KV-Verhandlungen im 
Sozialbereich stehen wie-
der vor der Tür. Letztes 
Jahr ist es während der 
Verhandlungen in meh-
reren Betrieben zu Warn-
streiks gekommen. Die 
Streiks und vor allem die 
Forderung nach einer Ar-
beitszeitverkürzung stie-
ßen in den Chefbüros auf 
Ablehnung. In der Praxis, 
ob es sich um KV-Verhand-
lungen oder die Dienst-
planeinteilung handelt, 
zeigt sich schnell, auf wel-
cher Seite der/die „leiwan-
de Chef*in“, der/die auf auf 
„eineR von uns macht“, 
dann wirklich steht. Ge-
rade im Sozialbereich mit 
vielen kleinen Vereinen 
scheint die Grenze zwi-
schen Chefs und Beschäf-
tigten zu verschwimmen, 
die Chefs haben weniger 
Privilegien, arbeiten teil-
weise sogar noch mit.

Die meisten Betriebe im 
Sozialbereich befinden sich 
in privater oder kirchli-
cher Hand. Die Trägerver-
eine sind also von staatli-
chen bzw. kirchlichen För-
derungen abhängig und 
schlecht ausfinanziert. In 
den KV-Verhandlungen 
stehen die Chefs vor der 
Wahl bzw. dem Dilemma: 
Setzen sie die von oben ver-
ordnete Mangelwirtschaft 
und damit Kürzungen um, 
oder stellen sie sich auf die 
Seite der Beschäftigten und 
der Klient*innen? 

Bei der Caritas, einem 
Trägerverein der katholi-
schen Kirche, wurden als 

Sparmaßnahme die Reini-
gungskräfte ausgegliedert, 
was für die betroffenen 
Kolleg*innen Gehaltsein-
bußen von 25% bedeutet. 
Und das, obwohl die ka-
tholische Kirche milliar-
denschwer und nach dem 
Staat die größte Landbe-
sitzerin in Österreich ist. 
Sowohl im konfessionel-
len als auch im privaten 
Bereich wäre genug Geld 
vorhanden, die Prioritä-
ten liegen jedoch dabei, die 
Ausgaben gering zu halten. 

Doch es ginge auch anders: 
Private und konfessionelle 
Betriebe könnten von der 
öffentlichen Hand über-
nommen und unter die 
Kontrolle der Beschäftig-
ten gestellt werden. Ei-
ne ausreichende Finan-
zierung ist möglich, wenn 
das Vermögen der Super-
reichen und der kirchli-
chen Organisationen zum 
Wohle aller und nicht nur 
weniger verwendet wür-
de: So könnte nicht nur 
der Sozialbereich ausfi-
nanziert werden!

Im Sozialbereich ist in 
kommender Zeit mit wei-
teren Arbeitskämpfen zu 
rechnen. Basisinitiativen 
wie Sozial aber nicht blöd 
und Aktivist*innen der 
SLP werden sich beteili-
gen und auf Seiten der Be-
schäftigten für echte Ver-
besserungen kämpfen. 
Ob dann die „leiwanden“ 
Chefs auf unserer Seite ste-
hen, wird sich zeigen.

Nicolas Prettner

R WFF Q Rechte formieren sich

t

Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

Q Handel(n)
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Sie schuf die Frankfurter Kü-
che, die deshalb so heißt, weil 
Schütte-Lihotzky diese be-
rühmt gewordene Küche 
im Zuge ihrer Arbeit für das 

Hochbauamt von Frankfurt/
Main entwarf. Ihre architek-
tonische Arbeit umfasst je-
doch viel mehr: Entwürfe für 
Einfamilien-Reihenhäuser, 
Kleingarten- und Siedlungs-
anlagen, zahllose Vorträge 
und Aufsätze, Wohnungsty-
pen für berufstätige allein-
stehende Frauen, Entwür-
fe für Kindereinrichtungen 
usw. Nicht zu trennen davon 
ist ihr politisches Engage-

ment: Sie ging 1930 in die So-
wjetunion und arbeitete dort 
als Leiterin der Abteilung für 
Kinderanstalten. Später kam 
sie nach Istanbul, wo sie sich 

dem kommunistischen Wi-
derstand anschloss und mit-
half, die Auslandsgruppe der 
Kommunistischen Partei Ös-
terreichs in der Türkei auf-
zubauen, der sie 1939 beitrat. 
Zwecks Verbindung der Wi-
derstandsgruppen kam sie 
1940 nach Wien, wo sie von 
den Nazis verhaftet und bis 
Kriegsende inhaftiert wurde.

Schütte-Lihotzky beschäf-
tigte sich intensiv mit der Ra-

tionalisierung der Hauswirt-
schaft. Die Frankfurter Kü-
che, als Vorläuferin der Ein-
bauküche, stellte eine große 
Veränderung für das Haus-
haltsleben dar: Sie war für 
wenig Platz geeignet und da-
rauf ausgerichtet, die Arbeit 
zu erleichtern und die Wege 
zu verkürzen. Daraus resul-
tiert aber eben auch die Kritik 
aus feministischer Sicht: Die 
kleine, nur einer Person Platz 
bietende Küche erleichtert 
zwar die Arbeit der Hausfrau, 
doch sie ändert nichts daran, 
dass diese sie alleine machen 
muss. Im Gegenteil, sie ver-
festigt eher die Rolle eben-
dieser Hausfrau und der ihr 
zugeschriebenen Arbeit. Das 
sozialdemokratische „rote 
Wien“ zeigte denselben Zu-
gang in der Architektur: Die 
sozialdemokratischen Ge-
meindebauten bedeuteten 

zweifellos eine große Steige-
rung des Lebensstandards 
für Arbeiter*innenfamilien. 
Doch statt die Befreiung der 
Frau von der reproduktiven 
Arbeit zu befördern, verfes-
tigte die Rationalisierung der 
einzelnen Küche die Rol-
le und Isolierung der Frau. 
Aus heutiger Sicht wäre auf-
grund zunehmend prekärer 
Wohnverhältnisse und der 
damit zusammenhängenden 
Mobilität auch die Leistbar-
keit in Zweifel zu ziehen: Ei-
ne Einbauküche lässt sich nur 
durch teure Fachkräfte ein-
bauen und montieren, lässt 
sich kaum mitnehmen und 
passt nur sehr individuell in 
eine Wohnung.

Architektur ist wie alles 
von den herrschenden Ge-
sellschaftsstrukturen ge-
prägt und daher Klassen-
frage: Wem gehört Grund 

und Boden, wem gehö-
ren die Produktionsmittel, 
wer kann also bauen - und 
für wen? Umgekehrt kann 
Architektur auch Gesell-
schaftsstrukturen beein-
flussen. Sozialistische Archi-
tektur bedeutet, die Verge-
sellschaftung der Hausarbeit 
etwa durch Gemeinschafts-
küchen und flächendecken-
de, hochwertige und günsti-
ge Kantinen zu fördern, was 
jedoch auch im roten Wien 
nicht durchgesetzt wurde. 
In der jungen Sowjetunion 
gab es solche Projekte, doch 
Bürger*innenkrieg und Sta-
linismus bereiteten ihnen 
ein frühes Ende. Der Kampf 
um die Vergesellschaftung 
der Hausarbeit ist auch heute 
noch ein zentraler Bestand-
teil des Kampfes für Frauen-
befreiung.

Helga Schröder

Architektur und Gesellschaftsstrukturen

Die Architektin und Kämpferin 
Margarete Schütte-Lihotzky starb 
vor 20 Jahren, am 18. Jänner 2000.

Die Fußballfibeln sind eine 
Buchreihe des kleinen Ber-
liner Culturcon-Verlags, in 
der Fußballfans über „ih-
re“ Vereine erzählen. Da-
bei handelt es sich um Ge-
schichte von unten. Auch 
über den Wiener Sport-
Club ist bereits im Mai ein 
Buch erschienen, geschrie-
ben vom SLPler Christian 
Bunke. Es ist nicht nur für 
Fans des Dornbacher Be-
zirksvereins interessant.

Denn in diesem Buch 
geht es um Themen, die 
auf gewisse Weise fast je-

den österreichischen Fuß-
ballverein betreffen: Es 
geht um die Machenschaf-
ten reicher Glücksritter, die 
mit ihrer Gier die Verei-
ne in den Abgrund reißen. 
Und es geht darum, wie 
Fußballfans sich organi-
sieren und versuchen, ih-
ren Club zu retten und für 
sich zurückzuholen. Die 
Fußballfibel über den WSC 
zeigt, dass einfache, ganz 
normale Menschen Ge-
schichte schreiben können 
und man sich nichts gefal-
len lassen muss.

TikTok ist mittlerwei-
le zu einer der wichtigs-
ten Social Media Platt-
formen unter Jugendli-
chen geworden. Domi-
niert von kurzen Videos 
mit Schminktipps oder 
Lip-Sync-Videos be-
kannter Popsongs wirkt 
die App eigentlich nicht 
besonders für politische 
Inhalte geeignet. Doch im 
Zuge der massiven Poli-
tisierung von Jugendli-
chen auf der ganzen Welt 
wird auch TikTok ent-
sprechend „umfunkti-

oniert“. Vor allem junge 
Frauen beginnen damit, 
die Plattform auch politi-
schen Aktivismus zu nut-
zen. In Videos wird un-
ter anderem auf unglei-
che Vermögensverteilung, 
verbale Gewalt an Frauen, 
Waffengewalt an Schulen 
oder die Klimakrise auf-
merksam gemacht. Um 
vom chinesischen Eigen-
tümer der App nicht ge-
sperrt zu werden, tarnte 
eine Nutzerin ihre Kritik 
an der Repression gegen-
über muslimischen Uigu-

ren in China als Beau-
ty-Video. Doch nicht nur 
brisante Informationen 
werden auf TikTok kreativ 
verbreitet, sondern auch 
Aufrufe zum Widerstand. 
Eine Nutzerin rief ihre 
Mitschüler*innen sogar 
zum Streik auf, um hö-
here Bezahlung für Lehr-
kräfte zu fordern. Mit Er-
folg: Nachdem sich das Vi-
deo verbreitete, verkün-
digte die Schule noch vor 
dem eigentlichen Streik-
termin eine Gehaltserhö-
hung an.

Fußballfibel WSC Politischer Protest auf TikTok?
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Von Beirut bis Santiago de 
Chile – überall kämpfen 
Frauen an vorderster Front 
der globalen Massenbewe-

gungen. Die Proteste am 
diesjährigen Tag gegen Ge-
walt an Frauen reihten sich 
in diese weltweite Protest-
welle ein.

Auch in Wien organi-
sierte die SLP mit der so-
zialistisch-feministischen 
Initiative „Nicht mit mir“ 
am 25.11. eine gut besuch-
te Kundgebung als ein An-
gebot zum Widerstand. 
Mit Schildern und Stra-
ßenkreide wurden die ge-
stiegene Anzahl an Frau-
enmorden, Kürzungen 

bei Frauenhäusern und 
-organisationen, sexisti-
sche Übergriffe und ande-
re Missstände angepran-

gert. In Redebeiträgen the-
matisierten Aktivist*innen 
unter anderem Gewalt an 
Transpersonen, den Kampf 
von Frauen im Nahen und 
Mittleren Osten und die 
Notwendigkeit vom ge-
meinsamen Kampf für 
soziale Verbesserungen, 
leistbaren Wohnraum und 
gleiche Löhne.

Viele Passant*innen ga-
ben uns die Rückmeldung, 
dass sie es bedauernswert 
finden, wie wenig Aktio-
nen an diesem Tag orga-

nisiert wurden. Insbeson-
dere vom ÖGB kam nichts 
weiter als symbolische 
Statements, während ei-

gentlich breite betriebliche 
Kampagnen zu dem Thema 
notwendig wären.

Bei der anschließen-
den Veranstaltung „Revo-
lution und Frauenbefrei-
ung – Frauen im weltwei-
ten Kampf“ diskutierten 
die Teilnehmer*innen an-
geregt den Zusammen-
hang zwischen Kapitalis-
mus und Frauenunterdrü-
ckung und Kampfstrate-
gien wie die Frage eines 
Frauenstreiks.

 Sarah Moayeri
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Die SLP am Klimastreik
20.000 Menschen gingen in 
Wien am 29.11. zum vierten 
internationalen Klimast-
reik auf die Straße. Die SLP 
war als Teil des „Workers 
for Future“-Blocks mit da-
bei.

Die Demo startete vor der 
OMV, um auf die Rolle des 
Konzerns bei der Klima-
zerstörung aufmerksam zu 
machen. Bei der Auftakt-
kundgebung betonte Nora, 
Mitglied der SLP, in ihrer 
Rede für Workers for Fu-
ture, dass die Beschäftigten 
der OMV alternative grü-

ne Arbeitsplätze brauchen: 
"Demokratische Energie-
erzeugung und Verwal-
tung, von und durch die 
Beschäftigten und nicht 
im Interesse einer kleinen 
Minderheit. Nur so stellen 
wir auch sicher, dass die 
Beschäftigten nicht auf die 
Straße gesetzt werden und, 
dass Klimaschutz nicht ge-
gen Arbeitsplätze ausge-
spielt werden." Sie beende-
te ihre Rede mit dem Slo-
gan „You deserve a green 
Job!”, den dann auch die 
Demonstration anstimmte.

Die SLP aktiv am Internationalen Tag
gegen Gewalt an Frauen.

Gewalt an Frauen stoppen!

Andere über uns

Der linke Journalist Michael Bonvalot widmet sich in 
einer Reportage faschistischer Symbolik. Er deckt 
auf, wie die Kirche damit liebäugelt, der Staat weg-
sieht und Organisationen wie der Turnerbund (ÖTB) 
sie nutzen. Er erwähnt aber auch den Widerstand 
dagegen: „In Wels und Wien führte die trotzkisti-
sche Sozialistische Linkspartei (SLP) über mehrere 
Jahre eine Kampagne gegen den ÖTB und seine ein-
schlägigen Symbole.“

Mit einer Diskussion zu „30 
Jahre nach dem Mauer-
fall – Systemalternative 
Sozialismus“ ging am 9. 
November das jährliche 
SLP-Seminar „Eine Welt 
zu gewinnen“ erfolgreich 
zu Ende. Zwei Tage vol-
ler Diskussionen, Work-
shops und einem reich-
haltigen Angebot an po-
litischer Literatur mar-
kieren inzwischen einen 
politischen Fixpunkt für 
viele Teilnehmer*innen 
im Herbst. Das zeigte sich 
auch wieder an der regen 
Beteiligung. Eine Vielzahl 
von Aktivist*innen in-
formierten sich über den 
Kampf gegen Amazon in 
den USA und internatio-
nal, tauschten sich über 
die Solidaritätsbewegung 
mit der kurdischen Wi-
derstandsbewegung in 
Rojava aus oder bespra-
chen eine Strategie für die 
kommenden Lohnver-
handlungen im privaten 
Sozial- und Gesundheits-
bereich.

Besonders spannend 
waren die Diskussionen 
mit den internationalen 
Teilnehmer*innen. So be-
richtete Emily Burns (So-
zialistin der belgischen 
S chwe sterorga n i s at i-
on der SLP, LSP/PSL) von 
den hunderttausenden 
Menschen weltweit, die 
gegen Frauenunterdrü-
ckung und Sexismus auf 
die Straße gehen. Connor 
Rosoman (Socialist Alter-
native Großbritannien) 
sprach über die Positi-
on von Sozialist*innen zu 

Brexit und EU und Chan-
cen und Verantwortung 
von Jeremy Corbyn und 
eine sozialistische Politik 
in Britannien.

Unter den 
Teilnehmer*innen wa-
ren besonders viele Men-
schen, die noch nicht 
Mitglied einer Organisa-
tion sind, sondern auf der 
Suche nach Ideen für ei-
ne Systemveränderung. 
Deshalb lag auch der the-
matische Schwerpunkt 
dieses Jahr auf dem The-
ma Klimakrise mit Gästen 
von “Fridays for Future”, 
“Workers for Future” 
und “Make Rojava Green 
again”. Diskutiert wur-
de in spannenden Veran-
staltungen zu “Klima vs. 
Kapitalismus” und “Na-
türliche Feinde? Wie wir 
Klima und Jobs vereinba-
ren können”. Auch abseits 
der offiziellen Workshops 
nutzten wir die Zeit, zum 
Beispiel um den Wahl-
erfolg der sozialistischen 
Stadträtin Kshama Sa-
want in den USA (Seattle) 
zu feiern oder um über 
Perspektiven für eine lin-
ke Arbeiter*innenpartei 
in Österreich zu disku-
tieren. Allen Beteiligten 
ist klar, ganz gleich ob im 
Kampf gegen Rassismus 
oder für bessere Arbeits-
bedingungen, in interna-
tionaler Solidarität oder 
gegen die Zerstörung un-
seres Planeten durch Me-
ga-Konzerne: Wir haben 
eine ganze Welt zu ge-
winnen.

Moritz Erkl

Das war „Eine Welt 
zu gewinnen“ 2019



Öffentliche Spitäler und Ei-
senbahnen, Bürokratie, 
Polizei und Bundesheer, 
Sozialarbeiter*innen, das 
Finanzamt und Steuern, 
Parlamente und Diktatu-
ren – all das und noch viel 
mehr gehört zum „Staat“. 
Die Debatte über mehr 
und weniger sind alt. Vor 
der Wirtschaftskrise hör-
ten wir ständig das Mantra 

vom „vom schlanken Staat“ 
oder „mehr Privat, weni-
ger Staat“. Hierzulande war 
damit beispielsweise eine 
Privatisierungswelle von 
staatlichen Unternehmen, 
wie der Voestalpine, OMV, 
Post oder der Telekom Aus-
tria, gemeint.

Die Krise 2007/08 brach-
te hier Veränderungen. Der 
„Rückzug des Staates“ bzw. 
der Abbau des Sozialstaa-
tes ging teilweise sogar in 
erhöhtem Tempo weiter. 
Gleichzeitig erleben wir ei-

nen Schwenk auch in die 
andere Richtung. Eine Rei-
he von Regierungen und 
anderen Interessensvertre-
tungen der Wirtschaft for-
dern ausdrücklich wieder 
stärkere Unterstützung und 
Eingriffe vom Staat ein.

Auf der einen Seite drückt 
sich die neue Rolle des star-
ken Staates wirtschaft-
lich aus: In Österreich for-

dert die Industriellenverei-
nigung (IV) von der kom-
menden Regierung neben 
„klassisch“ neoliberalen 
Maßnahmen wie Steuer-
senkung für Unternehmen 
und Senkung der Lohn-
nebenkosten bei der Un-
fallversicherung zusätzlich 
auch weitere Konjunktur-
programme zur „Sicherung 
des Standorts Österreich“.

Auf der anderen Seite tritt 
der alte Charakter des Staa-
tes als militärischer Unter-
drückungs-Apparat wieder 

stärker hervor: Von Hong 
Kong, wo versucht wird, 
Demonstrationen mit Po-
lizeigewalt und unter Ein-
satz des Militärs zu unter-
drücken, bis nach Deutsch-
land, wo die Bundeswehr 
die G20-Proteste gewaltsam 
unterdrückt. Viele Staaten 
rüsten aber nicht nur nach 
innen, sondern auch nach 
außen auf: Die Militäraus-

gaben Deutschlands sind 
seit 2014 durchgehend am 
Steigen, in Österreich stei-
gen sie seit 2015 und errei-
chen 2019 einen Höchst-
stand. Teil dieses Trends ist 
auch der Abbau demokrati-
scher Rechte in einer Viel-
zahl von Ländern. In Un-
garn werden Medien durch 
Gesetze kontrolliert oder 
den Freunden der Orbán-
Clique aufgekauft, in Po-
len sollen Medien ebenfalls 
unter die Kontrolle der Re-
gierung gebracht werden. 

Aber auch in Österreich 
gibt es Einschränkungen 
beim Versammlungsrecht: 
Die Anmeldefrist für Ver-
sammlungen wurde von 24 
auf 48 Stunden verdoppelt. 
Unter dem Deckmantel der 
Terrorbekämpfung werden 
nicht erst seit Schwarz-Blau 
demokratische Grund-
rechte ab- und die Mittel 
zur Aufstandsbekämpfung 
ausgebaut. Und im Ausland 
vertritt das Bundesheer die 
Interessen des imperialisti-
schen Österreichs bzw. ös-
terreichischer Firmen v.a. 
am Balkan.

Der Staat tritt in all die-
sen Fällen nicht als neutrale 
Institution auf, sondern als 
Verteidiger dieses kapitalis-
tischen Wirtschaftssystems 
und derer, die davon pro-
fitieren. Die Gewerkschaf-
ten und viele NGOs halten 
dennoch an der naiven Vor-
stellung fest, dass der Staat 
neutral wäre. Bei Lohnver-
handlungsrunden beruft 
sich die Gewerkschaftsfüh-
rung auf den „fairen“ Sozi-
alstaat, der einseitig schon 
lange von der Regierung 
und ihren Partnern in der 
Wirtschaft gekündigt wor-

den ist. NGOs oder Fridays 
For Future stellen Appel-
le und Forderungen an den 
Staat, in dem Glauben, dass 
die besseren Argumen-
te oder eine gute Medien-
kampagne die staatlichen 
Machthaber*innen um-
stimmen können. Alle ru-
fen nach dem Staat – aber 
wenn es ernst wird, hört er 
nur auf die Rufe des Kapi-
tals.

Es geht also nicht ein-
fach um mehr oder weni-
ger Staat - die Herrschen-
den haben bewiesen, dass 
sie, je nach wirtschaftli-
cher Lage, den Staat als Ins-
titution flexibel für ihre In-
teressen einsetzen können 
– sondern darum, in wel-
chem Interesse der Staat 
handelt. Die Hauptaufgabe 
des Staates ist die Aufrecht-
erhaltung und Verteidigung 
des Wirtschaftssystems, auf 
dem er basiert. Im kapita-
listischen Rahmen, wo das 
höchste Ziel der Profit ist, 
kann es deswegen niemals 
einen Staat im Interesse der 
Arbeiter*innen und der Be-
dürfnisse der Menschen ge-
ben.

Stefan Brandl

Es geht nicht um mehr oder 
weniger Staat, sondern in 
wessen Interesse der Staat handelt.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI-Mehrheit): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Revival des 
starken Staates
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 FDie Aufsichtsräte und 
Vorstände von staatli-
chen und staatsnahen 
Betrieben bieten nicht 
nur lukrative Posten 
für Freund*innen der 
jeweiligen Regierung. 
Auch Vertreter*innen 
der Privatwirtschaft 
können so Einfluss 
nehmen bzw. sich und 
ihren Freund*innen 
die „Rosinen aus dem 
Kuchen“ picken.
 FAufsichtsratsvorsitzender 
der Österreichische 
Beteiligungs AG (ÖBAG, 
früher ÖBIB, ÖIAG bzw. 
ÖIG) ist Helmut Kern, 
der bis vor kurzem noch 
Aufsichtsratsmitglied 
bei bwin war. Ob der 
Betrieb der Casinos zu 
einem Drittel durch die 
ÖBAG sinnvoll ist, ist 
eine Frage, die Kontrolle 
dieser Beteiligung 
durch jemanden mit 
Nahverhältnis zu 
einem Konkurrenz-
unternehmen eine 
andere. Auch sonst 
beaufsichtigen die ÖBAG 
Vertreter*innen des 
Großkapitals: Günther 
Helm, den Müller von 
Hofer abgeworben hat 
und Susanne Höllinger, 
vormals CEO in der 
Kathrein Privatbank. 
Christian Ebner, der 
vor seiner Tätigkeit 
als Strabag-Manager 
auch FPÖ-Politiker 
war, macht heute in 
Immobilien – übrigens 
verwaltet die ÖBAG 
auch die Bundesimmo-
biliengesellschaft...
 FAn der Spitze der Natio-
nalbank sitzt mit Harald 
Mahrer ein Mann, der 

gleichzeitig der Wirt-
schaftskammer vorsteht. 
Eine Ausrichtung der 
Nationalbankpolitik 
an Interessen der 
Unternehmen ist 
damit garantiert.
 F Im Aufsichtsrat der ÖBB 
sitzt mit Cattina Leitner 
die Frau des Andritz-
Vorstandsvorsitzenden 
und Milliardärs Wolfgang 
Leitner. Andritz macht 
u.a. in Maschinen. 
Ebenfalls im Aufsichtsrat: 
Barbara Kolm, die 
außerdem Leiterin des 
marktradikalen Friedrich 
A. v. Hayek Instituts 
ist. Hier herrscht der 
unbedingte Glaube an 
die „Selbstheilungskräfte 
des Marktes“ und die 
Überlegenheit der Privat-
wirtschaft: Widerspruch 
zu Ausverkauf, Lohnkür-
zungen, Entlassungen 
und Arbeitszeitverlän-
gerung wird man von 
solchen Leuten nicht 
erwarten können.
 FDer Vorstandsvorsitzende 
der Österreichischen 
Post AG, Georg Pölzl, 
kommt aus der 
Unternehmensberatung 
McKinsey & Co. und war 
für die deutsche Telekom 
tätig – also ein Konkur-
renzunternehmen der 
Österreichischen Post 
AG. 2007-09 war er 
Sonderbeauftragter 
für das Telekom-
Effizienzprogramm. Wer 
das Effizienzverständnis 
von McKinsey und der 
Telekom kennt, weiß, 
dass es aus Privati-
sierung, niedrigeren 
Löhnen und hohen 
Profiten besteht.

Entgegen vielen Mythen ist 
der Staat nicht die „natür-
liche“ oder einzig mögli-
che Form menschlichen 
Zusammenlebens. Er ist 
auch nicht das Ergeb-
nis von besonders klugen 
Überlegungen für die Or-
ganisation gesellschaftli-
cher Abläufe oder die Be-

strafung von Vergehen. 
Das Gegenteil ist der Fall: 
Staatenlose Gesellschaf-
ten gab es und gibt es. 
Und sie hatten – und ha-
ben – relativ geringe Inte-
ressengegensätze, kollek-
tive Entscheidungen und 
Aufgaben, die nach Inter-
esse und Fähigkeit verge-
ben wurden sowie Sank-
tionen von Vergehen, die 
kollektiv beraten wur-
den. Die ersten staatli-
chen Strukturen entstan-
den dagegen dort, wo so-
ziale und wirtschaftliche 
Privilegien zu verteidigen 
waren. Je nach Zeit und 
Ort entwickelten diese 
sich unterschiedlich (Op-
fer für eine Priesterhier-
archie, Unterwerfung ei-
nes Stammes durch ei-
nen anderen), aber immer 
war der Zweck staatlicher 
Strukturen, die Privile-
gien einer Gruppe – einer 
Klasse – gegen eine an-
dere zu verteidigen. Die-
se Privilegien, und die 
Unfähigkeit der Klassen-
gesellschaften, alle ih-
re Teile zufrieden zu stel-
len, machen eine Instanz 
notwendig, die über be-
sondere Formationen be-
waffneter Menschen ver-
fügt und die Gesellschaft 

(zur Not mit Gewalt) „zu-
sammenhält“: Den Staat.

Die längste Zeit trat der 
Staat den meisten Men-
schen gegenüber vor allem 
als Soldat oder Steuerein-
treiber auf, in der Regel 
noch mit Unterstützung 
der jeweiligen herrschen-
den religiösen Struktu-

ren. Das gilt für die Mehr-
heit der Menschen bis 
heute, leben doch selbst 
nach bürgerlicher Vorstel-
lung nur 4,5% der Men-
schen in „vollständigen 
Demokratien“ bzw. 1/3 
der Menschheit in auto-
ritären Regimes. Erst im 
modernen, bürgerlichen 
Staat entwickelte sich die 
Vorstellung, der Staat sei-
en „wir alle“. Das liegt da-
ran, dass die Mitglieder 
des Staatsvolkes vom bür-
gerlich-demokratischen 
Staat mit gleichen forma-
len Rechten ausgestat-
tet werden können. Da-
durch erscheint der Staat 
gegenüber seinen einzel-
nen Mitbürger*innen als 
„neutral“. Alle Menschen 
sind seinen Regeln und 
seinen Entscheidungen 
unterworfen, zu welchem 
Zweck der Staat aber sei-
ne Herrschaft ausübt, da-
rauf haben die wenigsten 
direkten Einfluss. Aber es 
braucht gar nicht die un-
zähligen Beispiele von Rei-
chen, die im Zweifelsfall 
doch „gleicher“ vor dem 
Recht sind, um zu erken-
nen, dass diese Gleichheit 
nur formal ist. Wenn der 
Staat das Eigentum von 
Reichen genauso schützt 

wie von Armen, dann ist 
gerade durch diese recht-
liche Gleichheit garan-
tiert, dass die Ungleichheit 
bestehen bleibt. Wenn der 
Chef einer Firma das glei-
che Recht hat, seine Wa-
ren zu verkaufen, wie die 
Kassiererin, die nur ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen 
hat, ist das keine Perver-
sion des gleichen Rechtes, 
sondern seine Durchset-
zung in einer Gesellschaft, 
die auf Konkurrenz und 
Profit beruht.

Das Kapital mit seiner 
Profit- und Konkurrenz-
logik bestimmt auch das 
Verhältnis des Staates zu 
„seinem“ Volk und zu an-
deren Staaten. So wie ver-
schiedene Unternehmen 
auf einem Markt konkur-
rieren, treten die Staa-
ten auf der Weltpolitik als 
die Vertreter „ihres“ Ka-
pitals auf. Damit der Staat 
in dieser Konkurrenz das 
Beste für das nationale Ka-
pital herausholt, braucht 
es möglichst große inne-
re Geschlossenheit: Wir 
sollen uns mit „unserem 
Staat“ identifizieren. Als 
Begründungen dafür ist 
dann schnell nicht nur 
der wirtschaftliche Er-
folg (für die Reichen) zur 
Hand, sondern auch an-
gebliche biologische oder 
kulturelle Überlegenheit. 
Dies ist die Grundlage für 
Rassismus und Rechtsext-
remismus. Dieser ist keine 
Abweichung von einer an 
sich gesunden Staatlich-
keit, sondern bereits in ihr 
angelegt.

Die Spaltung zwischen 
verschiedenen Staatsvöl-
kern macht sich das Ka-
pital auch zunutze, in-
dem rechtlich schlech-
ter gestellte Nicht-

Privat im Staat

Staaten gab es nicht immer – und es 
muss sie auch nicht immer geben.

Staat und Kapital:
Ein 
unzertrennliches 
Paar
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Liberalismus und Neoliberalismus standen nie für einen 
„schlanken Staat“ oder auch nur für Demokratie: Die 
Regimes von Metaxas in Griechenland 1936–41 oder 
von Franco im Spanischen Staat, sowie jene von Sa-
lazar in Portugal und Pinochet in Chile 1973–90 wa-
ren allesamt wirtschaftsliberal. Vielmehr tritt bei all 
jenen Regimes die Rolle des modernen Staats zuta-
ge: Als politisches Werkzeug des Monopolkapitals zur 
Bewältigung wirtschaftlicher & sozialer Krisen, zur 
Gleichschaltung oder Beseitigung von Gewerkschaf-
ten & Parteien, zur Etablierung eines Billiglohnsek-
tors, zu gesteigerter Wettbewerbsfähigkeit durch we-
niger Regulation, zu imperialistischer Expansion & 
militärischer Aufrüstung usw. Selbst die neolibera-
le Regierung Nixon beschließt 1969, unmittelbar nach 
Amtsantritt und inmitten des Vietnamkriegs, die Be-

kämpfung der hohen Inflation durch staatliche – na-
mentlich planwirtschaftliche – Maßnahmen. Staatli-
che Behörden wie Nixons Umweltschutzagentur EPA 
werden gegründet oder erweitert. Das ist noch vor 
Ausbruch der Ölkrise 1973. Aufrüstung im Kalten 
Krieg, Vietnam, Drogenkrieg im Innern gegen Linke 
und Schwarze, Ausbau des militärisch-industriellen 
Komplexes auch in Wissenschaft & Forschung – das 
ist der starke Staat. Ähnliches wie in den USA für die 
Regierungen Nixon bzw. Reagan 1981–89 oder in Bri-
tannien für die Ära Thatcher 1979–90 gilt auch für das 
südafrikanische Apartheid-Regime 1948–94 und das 
semifaschistische Vargas-Regime des „Estado Novo“ 
in Brasilien 1937–45, auf das sich Bolsonaro positiv be-
zieht.

Der Keynesianismus des US-amerikanischen New 
Deal und später im Europa des Marshallplans wähl-
te andere staatliche Methoden zum Schutz des Kapi-
talismus. Der sozialdemokratische Reformismus der 
Nachkriegszeit übernahm diese und erwähnte den 
Sozialismus im besten Fall in Sonntagsreden. In sei-
ner „Kritik des Gothaer Programms“ spottet Marx 
bereits 1875 über die Illusionen mancher Linker – da-
mals insbesondere der Gefolgsleute Proudhons und 
Lassalles – in den Staat und in dessen vermeintliche 
Nutzung für revolutionäre Zwecke:

„An die Stelle des existierenden Klassenkamp-
fes tritt eine Zeitungsschreiberphrase – „die sozi-
ale Frage“, deren „Lösung“ man „anbahnt“. Statt 
aus dem revolutionären Umwandlungsprozess der 
Gesellschaft „entsteht“ die „sozialistische Organi-
sation der Gesamtarbeit“ aus der „Staatshilfe“, die 
der Staat Produktivgenossenschaften gibt, die er, 
nicht der Arbeiter, „ins Leben ruft“. Es ist dies wür-
dig der Einbildung Lassalles, dass man mit Staats-
anleihen ebenso gut eine neue Gesellschaft bauen 
kann wie eine neue Eisenbahn!“

Als Marxist*innen ist für uns das Ende von Klas-
sengesellschaft & Privateigentum und damit letzt-
lich auch des Staates und der Aufbau einer wirk-
lich demokratischen sozialistischen Gesellschaft der 
Hauptzweck politischen Handelns.

Pablo Hörtner

Der starke Staat
ist nicht links

Staatsbürger*innen billig 
ausgebeutet werden kön-
nen. In den 1960er Jah-
ren warb der österrei-
chische Staat gezielt 
Arbeiter*innen aus Jugo-
slawien an, um den Ar-
beitskräftemangel auszu-
gleichen. Ähnlich heute 
der „Fachkräftemangel“. 
Der Staat muss hier ei-
nen Ausgleich zwischen 
rassistischer Politik und 
Eingliederung von Ge-

flüchteten in den öster-
reichischen Arbeitsmarkt 
finden. Das spiegelt sich 
in der Lehrlingsdebatte 
wider.

Der Staat muss die in ihm 
auftretenden Widersprü-
che glätten, um das Sys-
tem, das er verteidigt, auf-
rechtzuerhalten. Darum 
ist er gezwungen, einer-
seits die Ansprüche der 
Kapitalseite nach guten 
Investitionsbedingungen, 
wie niedrige Löhne und 
hohe Arbeitszeiten, zu er-
füllen, um gegenüber kon-
kurrierenden Staaten nicht 
ins Hintertreffen zu gera-
ten. Das ist die Leier vom 
„Wirtschaftsstandort“, die 
sich in der Konkurrenz 
Österreichs mit Deutsch-
land im Abbau der sozi-
alen Sicherungssysteme 
ausdrückt. Andererseits 
aber muss der Staat nicht 
nur die arbeitende Klas-
se als solche erhalten, z. B. 
für die Ausbildung junger 
Menschen für den Arbeits-
markt sorgen, sondern 

auch die Interessen dieser 
Klasse mit der Kapitalseite 
vermitteln, um Stabilität 
zu gewährleisten. Wie viel 
die Arbeiter*innenklasse 
an Verbesserungen errei-
chen kann, etwa ein all-
gemeines Gesundheits-
system oder die gesetz-
liche Beschränkung der 
Arbeitszeit, hängt vom 
Kräfteverhältnis ab. Ge-
werkschaftliche Organi-
sierung ist ein Instrument, 

um die Arbeiter*innen zu-
sammenzuschließen und 
durch Druck auf Unter-
nehmen und Staat Zuge-
ständnisse zu erreichen. 
Der Staat wägt – im Sinne 
der Unternehmensinteres-
sen – ab zwischen Nachge-
ben und Repression.

Aber auch andere wi-
dersprechende Interes-
sen hat der Staat zu ver-
mitteln, insbesondere die 
verschiedenen Fraktionen 
des Kapitals. Zum Beispiel 
werden Unternehmen der 
Skitourismusbranche oder 
des Weinanbaus eher kli-
mafreundlichen Maßnah-
men zustimmen, während 
die Eigentümer*innen 
energieintensiver Betriebe 
dem widersprechen wer-
den.

Wer sich am Schluss des 
Tages durchsetzen wird, 
ist immer eine Frage der 
Kräfteverhältnisse: Regie-
rende Parteien, einzelne 
Kapitalfraktionen, sub-
jektive Entscheidungen 
einzelner Politiker*innen 
oder starke Bewegun-

gen auf der Straße kön-
nen den Ausschlag geben. 
In diesem Spannungsbo-
gen können auch im Rah-
men des Kapitalismus Er-
folge erreicht werden – 
aber nicht dauerhaft und 
nicht in ausreichendem 
Ausmaß. Wem der Staat in 
letzter Linie immer ver-
pflichtet ist, sowohl nach 
innen als Garant der Sta-
bilität als auch nach außen 
als Akteur der Konkur-
renz, ist das Prinzip der 
Profitwirtschaft, der Auf-
rechterhaltung der Kon-
kurrenz.

Aber was ist die Alter-
native? Kann der Rückzug 
ins Private oder ein Leben 
als „Aussteiger*in“ ein 
Ausweg aus dem Kreis-
lauf aus Verwertung, Pri-
vateigentum, Zwang und 
Unterwerfung sein? Das 
ist den meisten Menschen 
auf diesem Planeten un-
möglich - davon abge-
sehen, dass es auch kei-
ne attraktive Möglichkeit 
ist, die eigenen Bedürfnis-
se zu entfalten. Auch Staat 
und Kapital zeigen sich 
davon unbeeindruckt. 
Staatliche Herrschaft tat-
sächlich zu überwinden, 
heißt, ihr die wirtschaft-
liche Basis zu entziehen: 
Durch eine revolutionä-
re Bewegung, welche die 
Kapitalist*innen enteignet 
und die Wirtschaft unter 
die demokratische Kon-
trolle der Arbeiter*innen 
und der Bevölkerung 
stellt. Auf dieser Grund-
lage können wir eine Ge-
sellschaft aufbauen, in 
der die freie Entwicklung 
der Einzelnen das Maß 
des Gemeinwohls ist, und 
nicht die Profite einiger 
Weniger.

Oliver Giel

Echte Freiheit und Gleichheit gibt
es nur jenseits des Kapitalismus
und seines Staates.

Zum Weiterlesen
Karl Marx: 
Kritik des Gothaer Programms (1875) 
Gratis im Internet unter:
www.marxists.org

Marx aktuell
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Jeder Staat ist dazu da, 
die wirtschaftliche Ord-
nung zu verteidigen, auf 
welcher er aufgebaut ist 
– vor allem gegen die 
Widersprüche, die aus 
dieser wirtschaftlichen 
Ordnung selbst ent-
stehen: Gesellschaftli-
che Klassen, die sich als 
Ausbeuter*innen oder 
Ausgebeutete gegenüber-

stehen. Im Kapitalismus 
sind das Kapitalist*innen 
und Arbeiter*innen. Der 
tagtägliche Wahnsinn 
des Kapitalismus, aber 
insbesondere auch die 
Klimakrise unterstrei-
chen die Notwendigkeit 
der Überwindung die-
ses Systems und seines 
Staates. Um das mensch-
liche Leben auf dem Pla-
neten retten zu können, 
brauchen wir eine demo-
kratisch geplante Wirt-
schaft.

Doch wie würde der 
Staat auf Basis einer sol-
chen Wirtschaft ausse-
hen? Wäre ein „sozia-
listischer Staat“ über-
haupt ein Staat? In den 
Betrachtungen der ers-
ten marxistischen The-

oretiker, Engels & Marx, 
offenbart sich ein be-
merkenswerter Grund-
gedanke, den Lenin 1917 
in seinem Buch „Staat 
und Revolution“ wie-
der entdeckt: „Engels 
empfiehlt [...], das gan-
ze Gerede vom Staat 
überhaupt fallen zulas-
sen, das Wort „Staat“ 
gänzlich aus dem Pro-

gramm zu entfernen und 
es durch das Wort „Ge-
meinwesen“ zu erset-
zen; Engels erklärt sogar, 
die Kommune [von Paris, 
1871; Anm.] sei kein Staat 
im eigentlichen Sinne 
mehr gewesen. Marx da-
gegen spricht sogar vom 
„zukünftigen Staats-
wesen der kommunisti-
schen Gesellschaft“, d.h. 
er erkennt scheinbar die 
Notwendigkeit des Staa-
tes selbst im Kommunis-
mus an. Eine derartige 
Auffassung wäre jedoch 
grundfalsch. Eine nähere 
Betrachtung ergibt, dass 
sich die Ansichten von 
Marx und die von Engels 
über den Staat und des-
sen Absterben durch-
aus decken, der erwähn-

te Ausdruck von Marx 
bezieht sich doch gera-
de auf dieses absterbende 
Staatswesen.“

Was bedeutet nun die 
Rede vom „absterben-
den“ Staat? Im Kapitalis-
mus bedeutet Demokra-
tie im besten Fall forma-
le Gleichheit bei extre-
mer sozialer Schieflage. 

Die meisten für unse-
re Zukunft relevan-
ten Entscheidungen fal-
len nicht in jenen Be-
reichen, die durch (oh-
nehin beschränkte) 
demokratische Abstim-
mungen beeinflusst wer-
den. In einem sozialis-
tischen Staat, basierend 
auf gesellschaftlichem 
Eigentum und kollektiver 
Planung, wird Demokra-
tie auf einem wesentlich 
höheren Niveau bestehen 
müssen. Dennoch: Wenn 
die Existenz eines Staa-
tes bedeutet, dass es un-
vereinbare gesellschaft-
liche Widersprüche gibt, 
also Klassen, dann muss 
das auch für die Peri-
ode des sozialistischen 
Staates zutreffen. So 

wird etwa ein sozialisti-
scher Staat weiterhin die 
Klassen-Interessen von 
Arbeiter*innen und ver-
bündeten Schichten ver-
teidigen müssen, z.B. ge-
gen imperialistische In-
terventionen – denn der 
Kapitalismus wird nicht 
überall gleichzeitig abge-
schafft werden. Der ent-
scheidende Unterschied 
liegt darin, dass ein sol-
cher Staat tatsächlich auf 
einer deutlichen sozia-
len Mehrheit bauen wird 
und diese Mehrheit un-
mittelbarer am Staat als 
Gemeinwesen mitwir-
ken wird. Bezüglich Po-
lizei und Militär bedeutet 
dies eine komplette Um-
stellung auf ein Milizsys-
tem mit Rechenschafts-
pflicht sowie jederzeiti-
ger Wähl- und Abwähl-
barkeit. In diesem Sinn 
– um an Engels Bemer-
kung zu erinnern – han-
delt es sich schon nicht 
mehr um einen „Staat im 
eigentlichen Sinne“.

Gelingt global eine re-
volutionäre Umwäl-
zung, werden im Laufe 
der folgenden Generati-
on die Schatten der ka-
pitalistischen Vergan-
genheit insofern verblas-
sen, als dass kein Rück-
fall mehr droht. In einer 
demokratischen Plan-

wirtschaft gibt es kei-
ne unvereinbaren wirt-
schaftlichen Interessen 
gesellschaftlicher Klas-
sen. Das ist die Grundla-
ge, die eine harmonische 
gesellschaftliche Ent-
wicklung (aufgrund ech-
ter Räte-Demokratie und 
nachhaltiger Planwirt-
schaft) ermöglicht. In 
dem Maße, wie dies ge-
lingt, fällt auch die Not-
wendigkeit der Art von 
gesellschaftlicher Orga-
nisation weg, die Klas-
senunterdrückung bzw. 
Verteidigung von Klas-
seninteressen bedeutet – 
der Staat „stirbt ab“. Die 
übrigbleibende „Staat-
lichkeit“ wäre lediglich 
Verwaltung und prak-
tische Umsetzung aller 
selbstverständlichen so-
wie durch demokrati-
sche Mehrheiten oder gar 
konsensual beschlos-
senen gesellschaftli-
chen Aufgaben. Eine sol-
che Gesellschaft kann als 
kommunistisch bezeich-
net werden. Sie ist kein 
paradiesischer Endzu-
stand, sondern der Be-
ginn der wirklichen Ge-
schichte der Mensch-
heit, welche sich von den 
selbst geschmiedeten 
Ketten namens Klassen 
und Staat befreit hat.

Franz Neuhold und
Sebastian Kugler

 Staat

Vom Klassen-Staat zum 
klassenlosen Gemeinwesen

Das Ende des Kapitalismus ist der 
Anfang vom Ende des Staates an sich.
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Überall auf der Welt wur-
den Hörsäle besetzt und de-
monstriert. Ein Jahr nach 
Ausbruch der Krise 2008 

wurden Banken mit Mil-
liarden gerettet, während 
die Unis weiter ausgehun-
gert wurden. Das befeu-
erte unsere Wut und den 
Wunsch nach Verände-
rung. Gemeinsame Aktio-
nen mit Metaller*innen und 
Elementarpädagog*innen 
zeigten, dass wir mit un-
seren Anliegen nicht al-
leine waren. Unsere For-

derungen nach mehr Geld 
für Bildung, Soziales, Jobs 
und Wohnen überschnit-
ten sich.

Die Führungslosigkeit der 
Proteste war Stärke und 
Schwäche zugleich. Wir 
konnten zwar einer Spal-
tung ohne „Gesicht nach 
außen“ entgegenwirken, 
mussten aber alles basis-
demokratisch beschließen. 
Schnell zeigte sich, dass 
vor allem jene gehört wur-
den, die es sich zeitlich leis-
ten konnten, Tag für Tag an 

Plenumssitzungen teilzu-
nehmen. Schnell bildeten 
sich informelle Hierarchien 
– eine stetige Zersplitterung 
der Bewegung ohne demo-
kratisch legitimierte Füh-
rung war die Folge.

Auch wenn wir keine 
grundlegenden Verände-
rungen erkämpften, trugen 
diese Monate zur Radika-
lisierung hunderter junger 
Menschen bei. Viele sind 
heute in politischen Zu-
sammenhängen aktiv, die 
nach unibrennt gegründet 
wurden. Ich selbst habe im 
Audimax erste Gespräche 
mit SLP-Aktivist*innen ge-
führt und bin froh, nun ge-
meinsam für ein Ende von 
Ausbeutung, Profitgier und 
Unterdrückung zu kämp-
fen.                  Stefanie Klamuth

10 Jahre unibrennt

Das Audimax der Uni Wien wurde
im Oktober 2009 zum Zentrum
einer globalen Bewegung.

Weltweit finden im-
mer mehr Massenpro-
teste statt, junge Men-
schen spielen dabei oft ei-
ne wichtige Rolle, sei es 
in Hongkong, Chile, oder 
bei den Fridays for future-
Demos. Auch in Indone-
sien brachen im Herbst 
Massenproteste gegen ei-
ne Strafrechtsreform aus. 
Diese soll unter anderem 
die Anti-Korruptionsbe-
hörden einschränken und 
„Beleidigungen“ gegen 
Regierungsorganisationen 
oder den Präsidenten un-
ter Strafe stellen. Geplant 
war auch, dass Frauen ei-
ne Begründung vorweisen 
sollten, um nach 22.00h 
aus dem Haus zu gehen, 
und dass Aufklärung so-
wie Sex vor der Ehe straf-
bar werden.

Die Demonstrierenden 
beschränkten sich rasch 
nicht mehr auf die Ab-
wehr dieser Reform, son-
dern stellen Offensivforde-
rungen. Darunter das Ende 
der Wald- und Torfbrände, 
die ganze Städte in giftige 
Gase hüllen, oder ein Ende 
der Militarisierung in Papua 
und West Papua. Im Zuge 
der Proteste wurden auch 
Gewerkschaften aktiv und 
riefen zu Demonstrationen 
und Streiks auf, allerdings 
ohne weitergehende Maß-
nahmen oder eine Kampf-
strategie. In ganz Indonesi-
en und speziell in West Pa-
pua reagierte der Staat mit 
massiven Fällen von Poli-

zeigewalt. Es gab mehre-
re Todesfälle, teils aufgrund 
von Schusswaffeneinsatz 
durch Polizei, Militär und 
islamistische Milizen.

Die Proteste stehen in ei-
ner weltweiten Entwick-
lung hin zu Massenprotes-
ten, die die herrschende 
Klasse unter massiven Zug-
zwang setzen und die die-
se mit autoritärerer Politik 
und Repression beantwor-
tet. Immer wieder brechen 
Massenproteste in Ländern 
aus, wo gerade noch von ei-
nem „Rechtsruck“ die Rede 
war. Auch brechen die Pro-
teste rund um scheinba-
re „Nebenthemen“ aus. In 
Chile gegen eine Erhöhung 
der Öffi-Preise, im Liba-
non gegen eine WhatsApp-
Steuer. Doch diese „Neben-
themen“ sind nur der letz-
te Tropfen, der das Fass zum 
Überlaufen bringt. Die Per-
spektive einer kommenden 
Krise schafft Angst, aber 
auch Wut. Die Propaganda 
eines guten Lebens für je-
ne, die sich bemühen, passt 
nicht zur erlebten Realität. 
In die etablierten Parteien 
haben gerade Jugendliche 
oft kein Vertrauen. Sie wis-
sen, dass ihr Lebensstan-
dard niedriger sein wird als 
der ihrer Eltern. Aus die-
sem Grund sind Jugendli-
che auch oft die ersten, die 
aktiv werden und für ihre 
Zukunft zu kämpfen begin-
nen. Werde auch du mit uns 
aktiv. 

Moritz Bauer

Internationaler Sozialismus 
ist unsere einzige Chance
Vermutlich kennt jedeR 
von uns diese Mischung 
aus innerem Widerwillen 
und Machtlosigkeit, die 
einen beim Lesen aktu-
eller Zeitungsmeldungen 
überkommt. Manchmal 
ist dieses Gefühl so un-
erträglich, dass man lie-
ber die Augen verschließt, 
als weiter darüber nach-
zudenken. Diesen Som-
mer habe ich mich end-
lich selbst überwunden 
und meine Augen wieder 
geöffnet.

Schließlich habe ich in 
der SLP meine Möglichkeit 
gefunden, nicht nur gegen 
die momentanen Miss-
stände aufzustehen, son-
dern sie zu analysieren, die 
Gründe und Ursachen zu 
verstehen, und herauszu-
finden, was ich tun kann, 
um sie aktiv zu ändern. 
Insbesondere die Realisie-
rung, dass die momenta-
nen Krisen, die ausnahms-
los durch den Kapitalismus 
angeheizt bzw. verursacht 
werden - egal ob Klima-

krise oder Nahostkonflikt 
- nicht an Landesgrenzen 
halt machen, hat mich da-
von überzeugt, dass inter-
nationaler Sozialismus die 
einzige Chance ist, wenn 
wir eine lebenswerte Zu-
kunft für alle wollen.

Der innere Widerwille 
beim Nachrichtenlesen ist 
seitdem nicht weg, aber er 
wird nicht mehr vom quä-
lenden Gefühl der Macht-
losigkeit begleitet.

Esther, , 
Studentin aus Wien

Jugendproteste 
weltweit: 
Indonesien

Marta Chromova - Trotz massiver Repression organi-
sierte die Schwesterorganisation der SLP in Russland 
„Sozialistische Alternative“ eine Kundgebung gegen 
Gewalt an Frauen. Über 1.000 kamen, dazu kamen 
Soli-Proteste in anderen Städten. Marta Chromova 
von der Sozialistischen Alternative organisierte und 
eröffnete den Protest mit einer kämpferischen Rede.

Kämpferin des Monats
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Selten gab es eine solche 
Aufregung um eine Kom-
munalwahl in den USA 
wie diesen Herbst in Se-
attle. Dort kandidier-
te Kshama Sawant, die 
Stadträtin unserer ame-
rikanischen Schwes-
terorganisation (Socia-
list Alternative), für die 
Wiederwahl. Das Er-

gebnis ist ein Erfolg für 
Sozialist*innen auf der 
ganzen Welt: Mit 51,8% 
der Stimmen setzten 
Kshama und Socialist Al-
ternative sich gegen den 
von Konzernen wie Ama-
zon gesponsorten Gegen-
kandidaten Egan Orion 
durch.

Vor 6 Jahren rüttelten 
wir die linke Politik in 
den USA auf: 2013 gewan-
nen wir unabhängig von 
den beiden großen Par-
teien, Demokraten und 
Republikaner, und mit ei-
nem offen sozialistischen 
Programm ein Stadtrats-
Mandat im Rathaus von 
Seattle. Mit diesem Man-
dat, aber vor allem mit 
einer starken Bewegung 
im Rücken, haben wir 
den ersten 15 Dollar Min-
destlohn erkämpft. Das 

war ein Durchbruch für 
die Mindestlohnbewe-
gung – seither verbreiten 
sich ähnliche Erfolge wie 
Lauffeuer.

2015 wurde Kshama – 
zum wachsenden Unmut 
der Reichen – wiederge-
wählt. Heuer schafften 
wir es noch einmal, ob-
wohl das Kapital diesmal 

Vollgas gab: Ein Berg von 
Konzernspenden an „un-
ternehmensfreundliche“ 
Kandidat*innen hätte uns 
besiegen sollen. Insbe-
sondere Amazon-Boss Jeff 
Bezos griff in die Tasche: 
Er hat 1,5 Millionen Dol-
lar gespendet, ein Drit-
tel der insgesamt 4,1 Mil-
lionen Dollar, welche die 
Wirtschaftskammer Seat-
tle (die Lobbyorganisati-
on der Großunternehmen) 
in den Wahlkampf inves-
tierte.

Socialist Alternative 
war Bezos schon lange ein 
Dorn im Auge. Gegen die 
drückende Wohnungs-
not bauten wir eine star-
ke Mieter*innenbewegung 
auf, die u.a. eine Steuer auf 
Großkonzerne wie Ama-
zon erkämpfte, um da-
durch 50 Millionen Dol-

lar pro Jahr für leistbaren 
Wohnbau aufzubringen. 
Natürlich nahm Bezos das 
nicht tatenlos hin und 
Amazon stellte eine Ge-
genkampagne auf die Bei-
ne. Obwohl die Steuer zu-
nächst einstimmig ange-
nommen worden war, hob 
die Mehrheit des Stadtrats 
sie aus Angst vor Amazon 

wieder auf. Nun wollte 
Bezos die Wahl 2019 nut-
zen, um unsere Bewegung 
auf Dauer aus dem Weg zu 
räumen. Obwohl die Be-
zos-Gelder in allen Wahl-
kreisen verwendet wur-
den, war Kshama Ama-
zons größter Feind. Pro-
paganda gegen Kshama 
wurde in allen Wahlkrei-
sen verbreitet.

Doch all das Geld und all 
die Hetze stellten sich 
als Schuss ins Knie he-
raus: Falls manchen 
Wähler*innen noch im-
mer nicht klar gewesen 
war, welche Unterschie-
de es zwischen uns und 
Orion gibt, hatte Bezos 
mit der Verwirrung auf-
geräumt. Alle, die nicht 
wollten, dass Amazon 
diese Wahl kauft, wuss-

ten nun genau, dass sie 
Kshama wählen mussten. 
Auch Orion selbst trug zu 
seiner eigenen Niederla-
ge bei: Er verbreitete be-
wusst das Logo von Soci-
alist Alternative in seiner 
Kampagne – er dachte, es 
würde uns schaden, wenn 
er uns als landesweite so-
zialistische Organisation 
„enttarnen“ würde. Doch 
das trug nur dazu bei, dass 
unsere Wähler*innen sich 
umso bewusster politisch 
entschieden: Alle wuss-
ten, dass Kshama Sozia-
listin ist und sie wollten 
Socialist Alternative im 
Stadtrat.

Die Unterstützung aus 
der Arbeiter*innenklasse 
beschränkte sich auch 
nicht auf Stimmen am 
Wahltag: Über 1.000 Frei-
willige halfen bei der 
Wahlkampagne mit und 
es wurden über 570.000 
Dollar Spenden gesam-
melt – und diese ka-
men ausschließlich von 
Arbeiter*innen und Ju-
gendlichen. Zusätzlich 
erhielt Socialist Alter-
native bundesweite So-
lidarität, etwa von Sa-
ra Nelson, der kämpfe-
rischen Präsidentin der 
Gewerkschaft für Bord-
personal, und von lin-
ken Politiker*innen wie 
Bernie Sanders.

All das machte diese 
Kommunalwahl zu einem 
landesweiten Thema: Von 
der West- bis zur Ostküste 
und sogar im Ausland be-
richteten Medien von Be-
zos‘ Niederlage gegen die 
sozialistischen Underdogs. 
Mit dem Sieg im Rücken 
werden wir die Konzern-
steuer wieder in Angriff 
nehmen und uns auf zu-
künftige Kämpfe vorberei-
ten. Die Lehre ist klar: Al-
les Geld der Welt kann die 
Macht der Solidarität von 
Arbeiter*innen nicht be-
siegen. Wenn wir uns zu-
sammenschließen, kön-
nen wir alles schaffen. 
Auch in Österreich kön-
nen wir von Seattle lernen: 
Anstatt immer das kleine-
re Übel zu wählen, können 
wir aktiv werden und ei-
ne eigene politische Alter-
native aufbauen, die sich 
den Sachzwängen dieses 
Systems nicht beugt: Ei-
ne Arbeiter*innenpartei 
mit sozialistischem Pro-
gramm, die ihre eigenen 
Forderungen und Kampa-
gnen aufstellt, und sich zu-
traut, ihren eigenen Weg 
zu gehen und es dabei mit 
den Reichen und Mächti-
gen aufnimmt. Wenn du 
dich dafür einsetzen willst, 
mach bei der SLP mit!

Nikolas Friedrich, 
Socialistalternative.org

Alles Geld der Welt kann die Macht der Solidarität
von Arbeiter*innen nicht besiegen.

Sozialist*innen 
schlagen Amazon!
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Als Präsident Moreno Treib-
stoffsubventionen als Zu-
geständnis an den IWF 
kürzte, stiegen die Prei-
se über Nacht rasant mit 

massiven Auswirkun-
gen auf Nahverkehr, Ver-
sand und Pendler. Die fol-
genden Proteste waren 
vom Streikaufruf zahlrei-
cher Gewerkschaften, die 
Bus-, Taxi,- und LKW-
Lenker*innen repräsen-
tieren, begleitet. Große 
Straßen in die Hauptstadt 
Quito wurden blockiert. 
Nachdem die Bewegung 
einen großen Teil des Lan-

des quasi lahmlegte, rief 
Präsident Moreno den 
Ausnahmezustand aus, um 
auch militärisch gegen die 
Rebellion vorzugehen.

In der Zwischenzeit mobi-
lisierten aber auch der Ge-
werkschaftsverband FUT 
und die größte indige-
ne Organisation CONAIE 
zu Protesten in der Haupt-
stadt, in denen die indige-
ne Bevölkerung, Jugendli-
che, Schüler*innen, Frau-
en und v.a. Arbeiter*innen 
vertreten waren. Die Regie-
rung hatte die Kontrolle in 
der Hauptstadt Quito ver-

loren und Präsident Moreno 
fühlte sich gezwungen, mit 
FUT und CONAIE zu ver-
handeln und Teile der Kür-
zungen zurückzunehmen. 
Die Aufständischen haben 
die Erfahrung gemacht, ei-
nen Erfolg als Beweis der 
eigenen Stärke zu sehen. 
Nun müssen demokrati-
sche Strukturen aufgebaut 
werden, FUT und CONAIE 
weitere Proteste organisie-
ren und mit jenen in ande-
ren Ländern Lateinameri-
kas verbinden. Das Haupt-
ziel der Regierung war es, 
zu vermeiden, dass diese 
Rebellion in eine Revoluti-
on umschlägt, die nicht nur 
die Regierung, sondern das 
ganze System dahinter in 
Frage stellt. Ob das gelun-
gen ist, ist fraglich.

Tabea Anreiter

Ecuador: Massenproteste
gegen Kürzungen 

Russland: Sozialismus!

Nein zur neoliberalen Politik! 
Für eine Regierung im Interesse 
der Bevölkerung, nicht der Profite! 

In den letzten Jahren wur-
den in Lateinamerika rech-
te, neoliberale und kon-
servative Präsidenten wie 
Mauricio Macri, Jair Bolso-
naro und Iván Duque ge-
wählt – nicht zuletzt, weil 
viele von den vorhergehen-
den links-reformistischen 
Regierungen zu Recht ent-
täuscht waren. Doch trotz 
des Putschversuchs in Ve-
nezuela und des jüngsten 
Putsches in Bolivien geht 
die Tendenz nun in vie-
len Ländern in eine ande-
re Richtung. Dies zeugt von 
einer Polarisierung. Auslö-
ser der Proteste reichen von 
feministischen Fragen über 
Kürzungen bis zu Umwelt-
katastrophen wie der be-
wussten Brandrodung des 
Amazonas, die Teil der Po-
litik Bolsonaros ist.

Obwohl Maßnahmen 
wie die Erhöhung der U-
Bahnpreise oder die Be-
steuerung von Benzin 
nur kleine Teile der Poli-
tik sind, die den Lebens-
standard der Bevölkerung 
verschlechtert, waren sie 
in Chile und Ecuador der 
Tropfen, der das Fass zum 
Überlaufen gebracht hat-
te. In beiden Ländern ge-
lang es, zumindest Teile 
der Regierung abzusetzen. 
Die indigene Bevölkerung 
war in Chile wie im mehr-
heitlich indigenen Ecua-
dor zentraler Teil der Pro-
teste und verband die so-
zialen Fragen mit dem 
Kampf gegen Rassismus 
und Umweltzerstörung.

Mit bisher zwei landes-
weiten Generalstreiks im 
November in Kolumbien 
richtete sich die Protest-
welle gegen neue Maßnah-
men von Präsident Duque. 
Eine Arbeitsmarkt- und 
Pensions“reform“ soll Steu-
ererleichterungen für Kon-
zerne finanzieren. Beant-
wortet wird auch hier der 
Protest von den Herrschen-
den mit massiver Repressi-
on. In verschiedenen Regi-
onen Kolumbiens wurden, 
wie auch in Chile, Aus-
gangssperren verhängt. In 
beiden Ländern wurden 
bereits Demonstrant*innen 
ermordet. Doch das stoppt 
die Proteste ebensowenig 
wie die Zugeständnisse der 
Herrschenden.

Die aktuellen Proteste 
kommen nach einer Wel-
le von feministische Bewe-
gungen (gegen Frauenmor-
de, für die Legalisierung 
von Abtreibung etc). Auch 
die indigene Bewegung ist 
stark und kämpfte schon 
davor gegen Großgrund-
besitzer und Unterdrü-
ckung. Diesen „Vorboten“ 
folgt nun die aktuelle Welle, 
die aus den vorherigen ge-
lernt hat und die zahlreiche 
der bisherigen Forderungen 
vereint. Es ist eine neue Ge-
neration auf der Straße und 
sie gibt sich nicht mit Rück-
tritten oder der Rücknah-
me von Kürzungen zufrie-
den. Diese Entschlossenheit 
bereitet den Herrschenden 
Angst – zu Recht!

Monika Jank

Protestwelle in 
Lateinamerika

Die Proteste in Russland 
sind über die letzten Jah-
re gewachsen, damit auch 
die Aktivitäten unse-
rer Schwesterorganisa-
tion Sozialistische Alter-
native. Anfang Novem-
ber wurde das im Sozia-
lismus Kongress gebündelt. 
Auffallend war die ho-
he Teilnehmer*innenzahl. 
Der Kongress fand vor einer 
angespannten Situation 
statt, das zeigte sich auch 
in den Themen. Über 500 
Rubel-Mindestlohn (7€), 
den Kampf für die finan-

zielle Unabhängigkeit der 
Frau und die Demokratie-
Bewegung wurde disku-
tiert. Es wurde aufgezeigt, 
dass die Kandidat*innen 
bei der Wahl in Moskau 
nur Marionetten der Re-
gierung waren, die jeder 
Kürzung zustimmen. Der 
Kongress ist ein wichtiger 
Schritt beim Aufbau einer 
sozialistischen, kämpferi-
schen Organisation: Denn 
Fortschritte können nur 
außerhalb des Systems er-
reicht werden.

socialist.news

Jedes Jahr finden in Grie-
chenland Demos mit tau-
senden Teilnehmer*innen 
zur Erinnerung an die blutig 
niedergeschlagene Studie-
rendenbewegung 1973 statt. 
Heuer setzten Regierung 
und Polizei (wo die faschis-
tische Goldene Morgen-
röte stark ist) auf massive 
Repression. Am Heimweg 
wurden 2 Aktivist*innen 
unserer Schwesterorgani-
sation Xekinima von der 
Polizei überfallen, ver-
prügelt und festgenom-
men. Anderen erging es 

ähnlich. Zur Einschüchte-
rung wurden schwerwie-
gende Verbrechen konst-
ruiert. Xekinima reagier-
te mit einer Solidaritäts-
kampagne, Protesten aus 
dem In- und Ausland, lau-
fender Berichterstattung 
und Protesten vor dem 
Gericht. Die Anklage zer-
bröselte und das meis-
te wurden zurückgezo-
gen. Der Prozess wurde 
auf März verschoben, weil 
die Polizist*innen nicht vor 
Gericht erschienen.

net.xekinima.org

Cote d Ívoire
In einer Chemiefabrik in 
der Elfenbeinküste traten 
Arbeiter*innen in den Streik, 
weil ihnen Bezahlung vor-
enthalten wurde. Der Chef 
erklärte den Streik für ille-
gal, weil er nicht informiert 
war. Mitarbeiter*innen dro-
hen Sanktionen. Militant, 
die Schwesterorganisation 
der SLP vor Ort unterstützt 
den Arbeitskampf auch als 
wichtigen Schritt für die 
breitere Organisierung der 
Arbeiter*innen in der Re-
gion.

worldsocialist.net

Griechenland: Repression!
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI-Mehrheit)
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Rojava am Scheideweg
Die Lage in Rojava ist äu-
ßerst ernst. Das kurdi-
sche Gebiet im Norden Sy-
riens wird seit Herbst von 
der türkischen Armee an-
gegriffen. Über 200.000 
sind auf der Flucht, Schu-

len, Krankenhäuser und 
öffentliche Einrichtun-
gen zerstört. Gefangene 
IS Kämpfer*innen konn-
ten flüchten und vom tür-
kischen Staat unterstütz-
te Jihadisten morden, fol-
tern und vergewaltigen. 
Für Erdogan ist klar: Jeg-
licher Ansatz eines kurdi-
schen Staates soll endgül-
tig zerstört werden. Nicht 
mal ein Völkermord kann 
ausgeschlossen werden. 
Vor dem Hintergrund des 
Bürger*innenkrieges er-
schien Rojava als der ein-
zige Lichtblick in Bezug 
auf demokratische Rechte, 
Gleichberechtigung und 
Frieden. 

Zwar kämpfen die Kräf-
te von PYD, YPG und YPJ 
tapfer gegen die Invasion, 
doch wird dieser Krieg an-
gesichts der Feuerkraft des 
türkischen Militärs mili-
tärischen Mitteln alleine 
nicht zu gewinnen sein. 
Dass sich die Führung der 

PYD für eine Zusammen-
arbeit mit dem Assad Re-
gime entschieden hat und 
die syrische Armee zur 
Abwehr der türkischen 
Invasion durch das Ge-
biet marschieren lässt, 

wirkt zunächst nachvoll-
ziehbar. Nicht zum ers-
ten Mal seit Ausbruch des 
Bürger*innenkrieges ge-
hen die kurdischen Kräf-
te ein Zweckbündnis mit 
den Herrschenden in der 
Region ein. Kurzfristig 
mag dies taktische Vortei-
le verschaffen, langfristig 
wird sich der Teufelskreis 
jedoch weiter verschlim-
mern: Zwar mögen die 
Truppen Assads einen tür-
kischen Einmarsch auf-
halten, doch wird Assad 
bei der ersten Gelegenheit 
selbst alles daran setzen, 
Rojava zu zerstören. Au-
ßerdem erhöht ein Bünd-
nis mit den Schlächtern 
in der Region die Gefahr, 
dass die kurdische Bewe-
gung bei weiten Teilen der 
restlichen Bevölkerung 
nicht als Alternative zu 
Assad und Co angesehen 
wird. Die Unterstützung 
der USA für Erdogan oder 
die Waffenlieferungen aus 

der EU zeigen, dass auch 
die „demokratischen“ im-
perialistischen Kräfte die 
Kämpfer*innen von YPG 
und YPJ bestenfalls als 
Diener für ihre Interes-
sen sehen, welche bei der 

ersten Gelegenheit wie-
der fallen gelassen werden 
können.

Die verschiedenen Tei-
le der Kapitalist*innen 
in der Region und ih-
re imperialistischen 
Unterstützer*innen ha-
ben lediglich ein Interes-
se die Region möglichst 
profitabel auszubeuten. 
Dabei sind ihnen Men-
schenrechtsverletzun-
gen, Diktatur, oder auch 
religiöser Extremismus 
und ethnische Spaltung 
äußerst gerechte Mittel. 
Der Hass auf die Kurden 
wurde – egal ob in Syri-
en, der Türkei, dem Irak, 
oder dem Iran – stets be-
nutzt, um Klassengegen-
sätze zu verschleiern und 
die kapitalistische Herr-
schaft zu sichern. Den-
noch, oder vielmehr ge-
rade deswegen, sind die 
wirklichen Verbündeten 
im Kampf um Rojava 

die Arbeiter*innenklasse 
und alle Unterdrückten in 
der gesamten Region.

Gemeinsame Kämp-
fe gegen Korruption, Dik-
tatur und Armut können 
die Grenzen überwinden 
und zeigen, dass die Herr-
schende Klasse – nicht 
die Kurd*innen und ihr 
Wunsch nach Unabhän-
gigkeit – schuld am Leid 
der Millionen im Nahen 
Osten sind. Noch vor we-
nigen Monaten hätte solch 
ein Gedanke unrealistisch 
gewirkt. Doch die Mas-
senbewegungen im Liba-
non, im Irak und im Iran 
zeigen, dass religiöse und 
ethnische Spaltung über-
wunden werden kann, 
da die Interessen von 
Arbeiter*innen und Ar-
men dieselben sind. In all 
diesen Ländern kämpfen 
die Massen gegen Armut 
und Diktatur. Gerade im 
Iran spielen Kurd*innen 
eine wichtige Rolle in der 
Bewegung gegen das Re-
gime. Jeder Sieg dieser Be-
wegungen wäre ein Sieg 
für Rojava, und jede Un-
terstützung seitens der 
PYD für diese Bewegun-
gen würde deren Solida-
rität mit Rojava stärken. 
Auch die Schwesterorga-
nisationen der SLP in der 
Türkei und in Israel/Paläs-
tina versuchen nach Kräf-
ten, Widerstand innerhalb 

der Arbeiter*innenklasse 
gegen Ausbeutung, Dik-
tatur, den Krieg gegen die 
Kurd*innen, Rassismus 
und religiöse Spaltung in 
der Region zu organisieren. 
Dabei verbinden sie diesen 
Kampf immer mit der Not-
wendigkeit des Sturzes des 
Kapitalismus und des Auf-
baus einer gleichberech-
tigten, demokratischen 
sozialistischen Gesell-
schaft. Deswegen braucht 
es auch eine internationa-
le sozialistische politische 
Kraft, die in der Lage ist, 
ein solches Programm in 
die verschiedenen Bewe-
gungen hineinzutragen.

Rojava muss eine wirk-
liche, also sozialistische, 
Alternative darstellen, um 
ein Vorbild für die kämp-
fenden Massen im Nahen 
und Mittleren Osten zu 
sein. Es gibt keine „soli-
darische“ Wirtschaft und 
Gesellschaft auf kapitalis-
tischem Boden. Der Ka-
pitalismus ist das System 
der Erdogans und Assads. 
Um demokratische Rech-
te, Gleichberechtigung 
und die rechte nationaler 
Minderheiten zu sichern 
braucht es einen interna-
tionalen Kampf von kurdi-
schen, syrischen und tür-
kischen Arbeiter*innen für 
eine sozialistische Gesell-
schaft. 

Lukas Kastner

Nur der vereinte Kampf der Arbeiter*innenklasse kann 
den Gräueln im Nahen Osten ein Ende bereiten!
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1 Im Kapitalismus 
wird z.B. der öffent-
liche Verkehr priva-

tisiert und es werden we-
niger profitable Strecken 
eingespart. Tickets wer-
den immer teurer. Die Au-
toindustrie, die ein trei-
bender Motor im Kapita-
lismus ist, steckt in einer 

Krise, möchte aber mehr 
Autos auf die Straße brin-
gen. Der öffentliche Ver-
kehr muss gefördert, aus-
gebaut und gratis werden.

2 „Ökofreundliche“ 
U n t e r n e h m e n , 
die oft gar nicht 

so grün sind, sind zu ei-
nem Megageschäft ge-
worden: Der europäische 
Energiekonzern RWE et-
wa wirbt mit Bildern von 
Windenergie. Sein Ener-

giemix besteht jedoch 
zu 86% aus Kernener-
gie und Kohle. Außer-
dem können es sich vie-
le Menschen ganz einfach 
nicht leisten, auf teure 
und kostspielige Biopro-
dukte umzusteigen. Wir 
fordern den Ausstieg aus 
fossiler Energie.

3 Das Konkurrenz-
system ist ein Hin-
dernis für die Ent-

wicklung neuer Techno-
logien: Geforscht wird 
dort, wo es profitverspre-
chend ist. Forschungs-
ergebnisse werden nicht 
ausgetauscht, sondern 
durch Patente blockiert. 
Dabei gibt es bereits tech-
nische Lösungen, um den 
Klimawandel aufzuhal-
ten.

4 Es wird nicht 
staatlich geplant 
und dem Bedarf 

des Menschen entspre-
chend produziert, son-
dern Bedürfnisse wer-
den durch zum Beispiel 
Werbung künstlich er-
zeugt: Produkte wer-
den absichtlich so pro-
duziert, dass sie nur für 
eine kurze Zeit funktio-
nieren, damit die Konsu-
ment � innen Neues kau-
fen müssen. Waschma-
schinen könnten 25 Jahre 
halten.

5 Im Kapitalis-
mus geht es nur 
um Profite: Dar-

um agieren Großkonzer-
nen auch gegen die Be-
dürfnisse von Mensch 
und Umwelt. Die etab-
lierten Parteien sind eng 
mit den Großkonzernen 
verknüpft, auf sie ist also 
kein Verlass.

Christine Franz

Fünf Gründe, warum...

...wir eine antikapitalistische 
Klimabewegung brauchen.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.

Sozialistische LinksPartei  Wofür wir stehen

Prohibition in den USA: Christliche Gruppen hat-
ten im 19. Jahrhundert eine angebliche Antwort auf 
die Frage, woher Elend kommt: Die Armen seien sel-
ber schuld. Wären sie „moralisch gefestigter“, hät-
ten sie doch alle Chancen zum Aufstieg, so die Bürger-
lichen. Zur Moral müsse man sie im Zweifel per Ge-
setz zwingen. So kam es zum Verbot von Alkohol, das 
1920 in den USA eingeführt wurde. Statt mehr „Moral“ 
zu erreichen, explodierte das organisierte Verbrechen, 
1933 wurde die „Prohibition“ also wieder abgeschafft. 
Alkoholismus wurde allerdings auch von der 
Arbeiter*innenbewegung bekämpft, aber anders. Nicht 
als Ursache des Elends, sondern weil es sich nüchtern 
besser gegen Kapitalismus kämpfen lässt.

Vor 100 Jahren...

 FLukas Kastner
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Die aktuelle Krise der 
FPÖ ist bestenfalls vo-
rübergehend ein Grund 
zur Freude. Sie ist nicht 

durch Widerstand von 
außen zurückgeworfen 
worden, sondern in Fol-
ge ihrer inneren Wider-
sprüche und der dreisten 
Gier in der Führungsrie-

ge. Doch der Parteiap-
parat baut weiter seinen 
Einfluss aus. Die Ver-
bindungen zu den neo-

faschistischen Identitä-
ren sind besser verdeckt, 
doch diese ebenso wie 
die enge Verquickung ins 
Bu rschenscha f ter m i l i-
eu wird bei den diver-

sen Bällen des rechtsex-
tremen Lagers im Jän-
ner und Februar wieder 
einmal deutlich werden. 

Hinzu kommen noch die 
diversen Sitze in Auf-
sichtsräten und Vorstän-
den, die FPÖler*innen 
dank der schwarz-blau-
en Regierungen 1,2 und 3 

inne haben. Eine gefähr-
liche Mischung ist das – 
insbesondere in Kombi-
nation mit dem staatli-
chen Rassismus, der von 
der Kurz-ÖVP noch an-
geheizt wird. 

Durch das Aufdecken di-
verser Skandale kann das 
Problem FPÖ & Co. auf 
Dauer nicht gelöst wer-
den. Dafür braucht es ei-
ne starke linke Alterna-
tive und Widerstand von 
unten gegen die Rechten 
und ihre Politik.

FPÖ weiter 
brandgefährlich!

Die Krise der FPÖ bedeutet weder ihr Ende noch eine 
Schwächung des Rechtsextremismus!

Termin
Demo 

gegen den 
Wiener 

Burschen-
schafterball
24. Jänner 2020

 Uhr
Schottentor, 

Wien

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
in der ‘Stadtschenke’ 
Neutorgasse 22

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
in der ‘Alten Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Café Mayr’ 
Bahnhofstraße 1

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
in der  
‘Zypresse’ 
7; Westbahnstraße  35a 
(Nähe Urban Loritz-Platz)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


